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Datenubersicht 2021

Daten der Gesundheitsdmter: Inanspruchnahme der Fritherkennungsuntersuchungen — Unterrichtung und

Intervention der Gesundheitsamter

Anzahl versendete Einladungen zu den Friiherkennungsuntersuchungen U4 bis U9 267.630
durch das Zentrum fiir Kindervorsorge (ZfK) )

Durchgefiihrte Friiherkennungsuntersuchungen nach Einladung und Erinnerung 234.737
Teilnahmequote nach Einladung und Erinnerung

(Anteil der bestatigten Friherkennungsuntersuchungen an allen Einladungen) St
Meldungen des ZfK an zusténdiges Gesundheitsamt Giber Falle von fehlenden Un- 32893
tersuchungsbestatigungen :
Meldequote (Anteil der Meldungen Uber fehlende Untersuchungsbestatigungen an 123 %
allen Einladungen) ’
Anzahl ,echte“ Nichtteilnahmen’ 14.580
davon Friherkennungsuntersuchung bereits terminiert 6.868
ohne Terminierung 7.712
Anzahl ,falsche® Meldungen 14.851
Anteil ,falsche* Meldungen an allen eingeladenen Untersuchungen (267.630) 55 %
Anteil ,falsche“ Meldungen an allen Meldungen (gltige Falle?) 47,7 %
Anzahl zeitliche Uberschneidung von Meldung und Eingang der Untersu- 2521

chungsbestatigung
Tatsachliche Teilnahmequote nach erster Klarung durch Gesundheitsamter
(von 267.630 eingeladenen Untersuchungen verbleiben lediglich 7.712 ,,echte” 97,1 %
Nichtteilnahmen, die nicht terminiert waren)
Daten der Jugenddmter: Erkennen von Hilfebedarfen und Risiken in Folge der Meldungen durch die Gesund-
heitsamter
Anzahl der Meldungen der Gesundheitsdmter an die Jugendamter (,Weiterleitun-

“ 2.827
gen®)
Anteil der Meldungen an die Jugenddmter an allen Einladungen 1,06 %
Eckwert der Meldungen an die Jugendamter in RLP (Meldungen je 1.000 Kinder un-
ter 6 Jahren in RLP, in Klammern durchschnittliche Werte der kreisfreien Stadte, 12,1 (17,5/12,1/10,1)
kreisangehdrigen Stadte und Landkreise)
Anzahl der Madchen (absolut, Anteil an allen Meldungen an die Jugendamter in %) | 1.321 46,9 %
Anzahl der Kinder mit Migrationshintergrund (absolut, Anteil in % an allen Meldun- 1581 58,6 %
gen an die Jugendamter in RLP, in Klammern Werte der SttKAS/LK in %) ) (71,7 %/61,3 %/49,0 %)
Anzahl der bekannten Familien (absolut, Anteil in % an allen Meldungen an die Ju- Q

" 626 22,6 %

gendamter)
Anzahl der Familien mit Hilfebedarf (absolut, Anteil in % an allen Meldungen an die 137 779
JA) e
Einschatzung einer Kindeswohlgefahrdung (absolut, Anteil in % an allen Meldungen ®

) N 22 1,2 %
an die Jugendamter)
Anrufung des Familiengerichts (Anzahl absolut) 13

Netzwerkbogen: Struktur und Aktivitdten der lokalen Netzwerke Kinderschutz

Durchschnittliche Anzahl der Teilnehmenden bei den Netzwerkkonferenzen in RLP 81

Wofiir wurden die Gelder zur Umsetzung des LKindSchuG in 2021 eingesetzt? (Angaben in % der gesamten einge-
setzten Mittel, 1.593.242 Euro)

Personalmittel im Jugendamt 79,6 %
Forderung konkreter Projekte 8,8 %
Infrastrukturkosten fiir die Netzwerkarbeit 3,7 %
Mittel fiir Personal bei freien Tragern 3,6 %
Sonstiges 2,7 %
Qualifizierungsmafnahmen, Fortbildung 1,6 %

" Die Summe der ,falschen* Meldungen (14.851), ,echten® Nichtteilnahmen (14.580) und der zeitlichen Uberschneidungen
(2.521) entspricht nicht der Gesamtsumme der Meldungen (32.893). Hintergrund: Fehlende Angaben (1.773) und Mehrfachnen-
nungen, welche im gleichen Fall méglich sind (ndhere Erlauterungen in Abschnitt 2.1).

2 Dieser Anteil berechnet sich an den guiltigen Fallen (31.120 statt 32.893), d. h. nur jenen Fallen, bei denen Angaben zu den
Griinden fir eine Meldung gemacht wurden. In 1.773 Fallen wurden keine Angaben zu Griinden gemacht, daher ist nicht be-
kannt, ob es sich bei diesen Fallen um ,falsche* Meldungen handelt. Sie fallen daher aus der Berechnung des Anteilswertes
heraus.



1. Vorbemerkung

Rheinland-Pfalz verfugt seit dem Jahr 2008
Uber ein Landeskinderschutzgesetz. Hin-
tergrund fur die Erarbeitung und Verab-
schiedung des Gesetzes waren problema-
tisch verlaufene Falle von Kindesmiss-
handlung und -vernachlassigung in den
Jahren 2005 und 2006, bei denen Kinder zu
Tode kamen. Diese I8sten eine kontrovers
geflihrte politische und fachliche Debatte
zum Kinderschutz in Deutschland aus. Da-
bei ging es vor allem um die Frage, wie und
durch welche MalRnahmen auf verschiede-
nen Ebenen — politisch, rechtlich, fachlich —
der Kinderschutz in Deutschland verbes-
sert werden kann. Seither ist auf diesen un-
terschiedlichen Ebenen hohe Aktivitat zu
beobachten. Einen Meilenstein stellen si-
cherlich die Verabschiedung des Bundes-
kinderschutzgesetzes 2012 sowie die Ver-
abschiedung bzw. Vorbereitung weiterer
Landeskinderschutzgesetze dar. Aktuells-
tes Beispiel ist das Landeskinderschutzge-
setz in Nordrhein-Westfalen, welches vor
dem Hintergrund der Empfehlungen der
Liddge-Kommission erarbeitet wurde, und

im April 2022 verabschiedet wurde.

Die BemUhungen um einen besseren Kin-
derschutz sind in Deutschland in den letz-
ten beiden Jahrzehnten insbesondere in
zwei Handlungsstrategien gemundet, die
auf unterschiedliche Weise Eltern bei der
Wahrnehmung ihrer erzieherischen Verant-
wortung und der Sicherstellung des Kindes-

wohls unterstutzen sollen:

Die erste zentrale Strategie stellt der Auf-
und Ausbau Friher Hilfen dar: Ziel ist es,
die Eltern praventiv in ihren Beziehungs-
und Erziehungskompetenzen zu starken,
die als zentraler SchlUssel fir das gesunde
Aufwachsen von Kindern gelten. Dabei sol-
len (werdende) Eltern friihzeitig hinsichtlich
der Wahrnehmung ihrer Verantwortung in
der Versorgung, Pflege und Erziehung ihrer

Kinder unterstutzt werden.

Die zweite zentrale Strategie besteht in der
Entwicklung von kommunalen bzw. regio-
nalen Netzwerken (strukturelle Ebene):
Durch verbindliche Strukturen der Zusam-
menarbeit zwischen allen Akteurinnen und
Akteuren, die mit Familien mit (kleinen) Kin-
dern in Kontakt stehen, sollen Forder- und
Hilfebedarfe oder auch Hinweise auf Ge-
fahrdungslagen von Kindern friihzeitig er-

kannt werden.

Das rheinland-pfalzische Landesgesetz
zum Schutz von Kindeswohl und Kinderge-
sundheit, kurz Landeskinderschutzgesetz
(LKindSchuG) vom Marz 2008 setzt diese
beiden Strategien in landesweite Struktu-
ren um. Das Gesetz regelt hierzu Malinah-
men zum Schutz von Kindeswohl und Kin-
dergesundheit durch frihe Férderung und
rechtzeitige Hilfen zur Vermeidung von Ver-
nachlassigung, Missbrauch oder Miss-
handlung (§ 1 Abs. 2 LKindSchuG). Die
Malnahmen sollen dazu beitragen, dass
das Recht jedes Kindes auf ,eine positive
Entwicklung und Entfaltung sowie auf das
erreichbare Hochstmall an Gesundheit®
gewahrleistet wird (§ 1 LKindSchuG).



Seit dem Jahr 2020 ist im Rahmen einer
Novellierung des Landeskinderschutzge-
setzes eine Schwerpunktsetzung im pra-
ventiven Kinderschutz auf die Gruppe der
Kinder mit einem psychisch und/oder

suchterkrankten Elternteil erfolgt.

Kinder und Jugendliche aus Familien mit ei-
nem psychisch und/oder suchterkrankten
Elternteil stellen eine besonders vulnerable
Gruppe dar, die hohen Belastungssituatio-
nen ausgesetzt sind. Neben einem drei- bis
vierfach erhoéhten Risiko, spater selbst psy-
chisch zu erkranken, ist auch ihr Risiko,
Opfer einer Kindeswohlgefahrdung zu wer-
den, erhoht. Um diesen Kindern zu helfen
und zur Verbesserung ihrer Lebenssitua-
tion beizutragen, wurden zusatzliche For-

dergelder in Hohe von 750.000 € gewahrt.
Gefordert werden,

e der Auf- und Ausbau von nied-
rigschwelligen, familienunterstiutzen-
den Angeboten und Projekten in den

Kommunen;

o die strukturelle Qualifizierung des be-
stehenden Hilfesystems durch Auf-

oder Ausbau von Personalstellen;

e die Sensibilisierung von Fachkraften
und sonstigen Verantwortlichen durch
Fort- und WeiterbildungsmalRnahmen
fur die besonderen Belange von Kin-
dern psychisch oder suchterkrankter

Eltern;

¢ die Offentlichkeitsarbeit zum Thema

»psychische- und Suchterkrankungen®

mit dem Ziel der Information und Entta-

buisierung.

Mindestens 50 % dieser zusatzlichen Lan-
desmittel mUssen fur den Auf- und Ausbau
von Angeboten und Projekten in den Kom-

munen verwendet werden.

Zur Erreichung der Ziele des Landeskin-
derschutzgesetzes wurden in Rheinland-
Pfalz zwei zentrale und seither landesweit

gultige Strukturelemente implementiert:

e Durch den Aufbau lokaler Netzwerke
soll das systematische Zusammenwir-
ken aller Akteurinnen und Akteure, ins-
besondere der Jugend- und Gesund-
heitshilfe, zur Starkung der frihen For-
derung und des Schutzes von Kindern

gefordert und unterstitzt werden.

e Durch den Aufbau eines verbindlichen
Einladungs- und Erinnerungswesens
zu den padiatrischen Friherkennungs-
untersuchungen fir Kinder (U4 bis U9)
soll die Inanspruchnahmequote erhéht
und damit ein Beitrag zur Gesundheits-
forderung und Pravention von Krank-
heit im Kindes- und Jugendalter geleis-

tet werden.

Der vorliegende Monitoringbericht zum
Landeskinderschutzgesetz basiert auf den
Vorgaben des § 11 LKindSchuG (Berichte
zum Kinderschutz). Berichte aus dem Mo-
nitoring erscheinen seit 2008 jahrlich und
sind in jeder Wahlperiode Bestandteil der
regelmaBigen Berichterstattung zur Umset-
zung des Landesgesetzes zum Schutz von

Kindeswohl und Kindergesundheit an den
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Landtag. Der jahrliche Monitoringbericht
basiert auf Daten, die jedes Jahr bei den
Gesundheitsamtern und den Jugendam-
tern in Rheinland-Pfalz erhoben und vom
Institut flr Sozialpddagogische Forschung
Mainz gGmbH ausgewertet und aufbereitet
werden. Die Daten dokumentieren das Ein-
ladungs- und Erinnerungswesen sowie die
strukturelle und organisatorische Umset-
zung des Landeskinderschutzgesetzes in

Form der lokalen Netzwerke Kinderschutz.

Die Fachkrafte in den Jugendamtern und
Gesundheitsamtern nutzen zur Datenerhe-
bung die folgenden drei Erhebungsinstru-

mente:

1. Bogen zur Einzelfallerhebung von Mel-
dungen an die Gesundheitsamter im
Rahmen des Einladungs- und Erinne-
rungswesens (EEW) (Daten der Ge-

sundheitsamter);

2. Bogen zur Einzelfallerhebung der Ju-
gendamter aufgrund von Meldungen
durch die Gesundheitsamter im Rah-
men des EEW (Daten der Jugendam-

ter);

3. Erhebungsbogen fir die Jugendamter
zur strukturellen und organisatorischen
Umsetzung des Landeskinderschutz-

gesetzes (Netzwerkbogen).

3 Das Einladungswesen wurde von der Zentralen Stelle an
das Zentrum fir Kindervorsorge Rheinland-Pfalz (ZfK
RLP) im Universitatsklinikum Homburg delegiert.

Der Netzwerkbogen wurde im Zuge der No-
vellierung des Landeskinderschutzgeset-
zes angepasst und erweitert. Neben kleine-
ren Anderungen wurden die Frage nach
den Kooperationspartnerinnen und
-partnern um zusatzliche Akteursgruppen
erweitert und Fragen zur Verwendung der
zusatzlichen Mittel fir den Schwerpunkt
Kinder psychisch und/oder suchterkrankter

Eltern erganzt.

Die Zentrale Stelle Landeskinderschutzge-
setz, die beim Landesamt flr Soziales, Ju-
gend und Versorgung mit der Umsetzung
des Einladungs- und Erinnerungswesens
(EEW) beauftragt ist, versendete im Jahr
2021 267.630 Einladungsschreiben fir die
Untersuchungsstufen U4 bis U9%. Im Be-
richtsjahr 2021 dokumentierten die 24 Ge-
sundheitsamter in Rheinland-Pfalz 32.893
Meldungen einer nicht erfolgten oder nicht
bestatigten Teilnahme an den padiatri-
schen Friuherkennungsuntersuchungen U4
bis U9, die sie bearbeiteten. Nach Interven-
tion der Gesundheitsdmter durch Kontakt-
aufnahmen bei den Sorgeberechtigten und
unter anderem Werbung zur Teilnahme an
den Fruherkennungsuntersuchungen, nah-
men schlieBlich 97,1% der rheinland-pfalzi-
schen Kinder und Jugendlichen an den
Fraherkennungsuntersuchungen teil. Le-
diglich 7.712 echte Nicht-Teilnahmen wur-

den im Jahr 2021 nach einer ersten Klarung



durch die Gesundheitsamter verzeichnet.
Auch bei diesen wurde die Untersuchung
zum Teil noch durchgefuhrt. Auf der nachs-
ten Stufe des Verfahrens im Einladungs-
und Erinnerungswesen dokumentierten die
41 rheinland-pfalzischen Jugendamter ins-
gesamt 2.827 Meldungen, die sie von den
Gesundheitsamtern erhielten. Zusatzlich
dokumentierten die Jugendamter ihre Akti-
vitdten in den lokalen Netzwerken Kinder-
schutz und zur Entwicklung der Frahen Hil-
fen in ihrem Jugendamtsbezirk flir das Jahr
2021. Die beschriebenen Daten bilden die
Grundlage des vorliegenden Berichts. Das
folgende Kapitel fasst die zentralen Ergeb-
nisse aller drei Erhebungen in einer bilan-

zierenden Kommentierung zusammen.

2. Zentrale Befunde aus
dem Monitoring fur das Be-
richtsjahr 2021

Seit der Verabschiedung des Landesgeset-
zes zum Schutz von Kindeswohl und Kin-
dergesundheit (LKindSchuG) in Rheinland-
Pfalz im Marz 2008 wird die Umsetzung der
im Gesetz formulierten Ziele und Aufgaben
sowie dessen Wirkungen regelmaflig in
Form eines jahrlich erscheinenden Monito-
ringberichts Uberpruft. Auf Basis des Be-
richtes kénnen die Wirkungen des Geset-
zes sowie Veranderungen in den Kommu-
nen beschrieben und nachvollzogen wer-

den.

Die beiden zentralen durch das Landeskin-
derschutzgesetz vorgesehenen Strukturen

— das Einladungs- und Erinnerungswesen

zu den Fruherkennungsuntersuchungen
und die lokalen Netzwerke Kinderschutz —
sind seit 2011 vollstandig implementiert
und befinden sich seither in der Optimie-
rung (EEW), in der Konsolidierung und im

weiteren Ausbau (Netzwerke).

Erste Anderungen des Gesetzes erfolgten
im Oktober 2014 in mehreren Bereichen,
die insbesondere die Weitergabe und Spei-
cherung personenbezogener Daten sowie
die Unterrichtung der Jugendamter durch
die Gesundheitsamter betreffen (vgl. M-
FKJF 2015a, b).

Im Dezember 2020 wurde das Landeskin-
derschutzgesetz um den Forderschwer-
punkt zum Thema ,Kinder psychisch und
sucherkrankter Eltern“ erganzt. Die daraus
folgenden Veranderungen in den Angebo-
ten und Strukturen in den Kommunen wer-
den erstmals im vorliegenden Bericht fir
das Jahr 2021 dokumentiert und darge-
stellt.

Die drei Datenerhebungen des Monitorings
beziehen sich auf die zentralen Zieldimen-
sionen des Gesetzes, die in § 1 LKind-

SchuG folgendermalien formuliert werden:

1. die Gewahrleistung notwendiger nied-
rigschwelliger Angebote zur Fdrderung

des Kindeswohls,

2. die Fruherkennung von Risiken fur das
Kindeswohl und die konsequente Si-

cherstellung der erforderlichen Hilfen,

3. der Aufbau lokaler Netzwerke zur For-
derung des Kindeswohls und zur Ver-

besserung des Kindesschutzes und



4. die Forderung von Kindergesundheit,
insbesondere durch die Steigerung der
Inanspruchnahme der Untersuchungs-
angebote zur Friherkennung von Ent-
wicklungsruckstanden und Krankheiten
(Friherkennungsuntersuchungen) bei

Kindern.

In den folgenden Kapiteln erfolgt eine Zu-
sammenfassung und Kommentierung der
Befunde des Berichtsjahres 2021 hinsicht-
lich der genannten Zielsetzungen des Ge-

setzes.

2.1 Die Steigerung der Inan-
spruchnahme der padiatri-
schen Fruherkennungsunter-
suchungen als zentrale Zielset-
zung des Landeskinderschutz-
gesetzes (Daten der Gesund-
heitsamter)

Die Daten aus dem Monitoring zeigen, dass
eine Steigerung der Inanspruchnahme der
Fraherkennungsuntersuchungen in den
letzten Jahren gelungen ist und die Inan-
spruchnahmequote auf einem hohen Ni-
veau von 97,1% verbleibt. Die padiatri-
schen Fruherkennungsuntersuchungen als
freiwillige Angebote der Gesundheitspra-
vention verfolgen vorrangig das Ziel, Ent-
wicklungsstérungen und gesundheitliche
Beeintrachtigungen friihzeitig zu erkennen
und durch rechtzeitige Interventionen zu
vermeiden oder abzumildern. Im Rahmen
der kinderarztlichen Friherkennungsunter-
suchungen kdnnen Stérungen der korperli-

chen, geistigen und sozialen Entwicklung

festgestellt und durch die Kinderarztinnen
und -arzte dokumentiert werden. Auler-
dem koénnen weitere Unterstitzungsbe-
darfe auf Grund besonderer Anforderungen
und Belastungen auf Seiten der Kinder
bzw. der Familien im Zuge der Vorstellung
in der Kinderarztpraxis erkannt und weiter-
bearbeitet werden. Daher wird den padiat-
rischen  Friherkennungsuntersuchungen
sowohl im Kontext der Frihen Hilfen als
auch allgemein im Rahmen eines praven-
tiven Kinderschutzes eine hohe Bedeutung
beigemessen. Wichtig ist hier auch der
niedrigschwellige und nicht stigmatisie-
rende Zugang: Die Berufsgruppe der Arz-
tinnen und Arzte wird von Familien meist
als wichtige Partnerinnen und Partner hin-
sichtlich der Gesundheit und Entwicklung
ihrer Kinder wahrgenommen. Eltern sehen
in der Regel die Gesundheit und die ,erfolg-
reiche” Entwicklung ihres Kindes als ein ho-
hes Gut an, fir das sie sich gerne einset-
zen. Die kassenfinanzierten Friherken-
nungsuntersuchungen bieten somit einen
hilfreichen Zugang fur Eltern, um sich
Rickmeldungen zum Entwicklungs- und
Gesundheitsstand ihrer Kinder einzuholen.
Im Zuge der Untersuchung haben Fach-
krafte die Moglichkeit, frihe Forderung und
Hilfe anzubieten, wenn bei Kindern und/o-
der Eltern zusatzlicher Unterstitzungsbe-
darf offengelegt wird. Fachkrafte aus dem
medizinischen Bereich kdénnen dabei je
nach Bedarf der Familien an Fachkrafte der
Kinder- und Jugendhilfe oder Fachkrafte

anderer Bereiche verweisen.



Vor dem Hintergrund dieser Erkenntnisse
wurden in mehreren Bundeslandern bereits
Verfahren etabliert, um eine madglichst voll-
standige Inanspruchnahme der Friherken-
nungsuntersuchungen zu erreichen, ver-
bunden mit dem Ziel, sowohl die Kinderge-
sundheit zu fordern als auch den Kinder-
schutz zu verbessern. In Rheinland-Pfalz
wird das Verfahren als ,Einladungs- und Er-
innerungswesen“ (EEW) bezeichnet und ist
im Landeskinderschutzgesetz geregelt
(Teil 3 Fruherkennungsuntersuchungen).
Das Verfahren ist mehrstufig wie ein Trich-
ter aufgebaut: Auf der ersten Stufe werden
die gesetzlichen Vertreterinnen und Vertre-
ter Uber die anstehenden Friherkennungs-
untersuchungen (U4 bis U9 und J1) durch
rechtzeitige Einladungs- und Erinnerungs-
schreiben von der Zentralen Stelle Landes-
kinderschutzgesetz beim Landesamt fir
Soziales, Jugend und Versorgung infor-
miert. Zur J1-Untersuchung wird lediglich
eingeladen. Hier erfolgen keine weiterfuh-
renden MalRnahmen durch die beteiligten
Stellen. Wenn in Folge der Einladung und
Erinnerung keine Untersuchungsbestati-
gung bei der Zentralen Stelle eingeht, tritt
bei den Untersuchungen U4 bis U9 eine ge-
stufte Intervention der Gesundheitsdmter
und gegebenenfalls auch der Jugendamter
in Kraft. Den Fachkraften der Gesundheits-
amter kommt dabei auf Stufe 2 des Verfah-
rens zunachst die Aufgabe zu, die Eltern
zeitnah zu kontaktieren, um die Griinde fir
eine fehlende Untersuchungsbestatigung

zu erfragen, die Eltern bei noch nicht wahr-

genommener Untersuchung Uber den Nut-
zen der Friherkennungsuntersuchung auf-
zuklaren und diese schlielich zu einer In-
anspruchnahme der Friherkennungsunter-
suchung zu motivieren. Wenn sich bei der
Durchfuhrung dieser Malhahmen Anhalts-
punkte fur eine Vernachlassigung, einen
Missbrauch und/oder eine Misshandlung
des betreffenden Kindes ergeben, unter-
richtet das Gesundheitsamt unverziglich
das zustandige Jugendamt (Stufe 3). Zu-
dem koénnen die Gesundheitsamter die Ju-
gendamter unterrichten, wenn trotz der ei-
genen Intervention weiterhin keine Fraher-
kennungsuntersuchung
wurde (vgl. § 9 LKindSchuG). Mit der Ande-

rung des Landeskinderschutzgesetzes

durchgeflhrt

vom 23.10.2014 und der Neufassung des
§ 9 LKindschuG ist in letzterem Fall keine
regelhafte Verpflichtung der Gesundheits-
amter zur Unterrichtung des zustandigen
Jugendamtes mehr vorgesehen. Den Ge-
sundheitsamtern wird ein Ermessensspiel-
raum eingerdumt und die Mdglichkeit gege-
ben, von einer Meldung an die Jugendam-
ter abzusehen, wenn ihnen plausible
Grinde fur die Nichtteilnahme an den Frih-
erkennungsuntersuchungen genannt wur-

den.

Ende Marz 2020 wurden die Einladungs-
und Erinnerungsschreiben um einen Pas-
sus zur COVID-19-Pandemie erganzt, der
betont, dass sich das Einladungswesen
durch die COVID-19-Pandemie nicht an-
dere, die Friherkennungsuntersuchungen

und Impfungen auch weiterhin sinnvoll
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seien und das weitere Vorgehen mit der je-
weiligen Kinderarztpraxis besprochen wer-

den solle.

Das schriftliche Einladen und Erinnern
zu den Friiherkennungsuntersuchun-
gen U4 bis U9 hatte 2021 auf der ersten
Stufe des Verfahrens bereits eine Teil-
nahmequote von knapp 88 % erzielt.
Durch die Intervention der Gesundheits-
amter wird das Teilnahmeverhalten
schlieBlich naher spezifiziert (in ,,echte”
Nichtteilnahmen und ,,falsche®“ Meldun-
gen). Nach dieser Spezifizierung ergibt
sich eine konstant hohe Teilnah-
mequote von rund 97 % im Jahr 2021.
Befiirchtete Ausfélle bei den Vorsorgen
aufgrund der COVID-19-Pandemie zei-
gen sich wie schon im Vorjahr auch in
den Daten des Jahres 2021 nicht.

Im Jahr 2021 wurden durch das Zentrum
fur Kindervorsorge (ZfK) 2021 im Auftrag
der Zentralen Stelle Landeskinderschutz-
gesetz 267.630 Einladungsschreiben fur
die Untersuchungsstufen U4 bis U9 ver-
schickt. Diese Untersuchungsstufen bezie-
hen sich auf die Alterspanne von drei bis
vier Monaten (U4) bis sechs Jahre (U9).
Fur die Untersuchungsstufe J1 (Alters-
spanne 12-14 Jahre) wurden weitere
36.894 Einladungen versendet.* Im nachs-
ten Schritt wurden die Gesundheitsamter in
32.893 Fallen durch das ZfK informiert, weil

4 Zur J1 wird lediglich eingeladen, daher erfolgen keine
weiterfihrenden MalRnahmen durch die beteiligten Stellen.

keine Untersuchungsbestatigung fir die
Friherkennungsuntersuchung U4 bis U9
der jeweiligen Arztpraxis beim ZfK einge-
gangen war. Somit folgte auf etwa jede
achte Einladung (12,3 %) eine Unterrich-
tung des Gesundheitsamtes, weil die Erzie-
hungsberechtigten der Einladung bzw. Er-
innerung nicht nachgekommen waren oder
die Teilnahme dem ZfK nicht mitgeteilt
wurde. Daraus ergibt sich eine Teilnah-
mequote von 87,7 % (im Vorjahr 88,6%).

Sobald eine Meldung vorliegt, nehmen die
Fachkrafte der Gesundheitsamter Kontakt
mit den Sorgeberechtigten der Kinder auf
und erfragen die Grunde fir die fehlende

Untersuchungsbestatigung.

Hierbei lassen sich die Meldungen in drei
verschiedene Kategorien einordnen. Bei
den 32.893 Meldungen an die Gesund-
heitsamter waren 14.851 Falle ,falsche”
Meldungen. D. h., diese Untersuchungen
wurden durchgefihrt, jedoch ging keine
Untersuchungsbestatigung der Praxis bei
der Zentralen Stelle ein. Die tbrigen 14.580
Falle werden als ,echte” Nichtteilnahmen
bezeichnet. Mit 6.868 Fallen war bei knapp
der Halfte dieser ,echten® Nichtteilnahmen
— ahnlich wie im Vorjahr — jedoch bereits
ein Untersuchungstermin vereinbart, und
die Friherkennungsuntersuchung nur noch
nicht durchgefihrt worden. Es kann davon

ausgegangen werden, dass in diesen 6.868
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Fallen die Friherkennungsuntersuchung
schlieBlich tatsachlich wahrgenommen
wurde. Fur die Vergleichbarkeit der Statisti-
ken Uber die Jahre hinweg, werden diese
terminierten Falle als ,durchgeflhrte Unter-

suchungen® definiert.

Bei 7.712 ,echten® Nichtteilnahmen war die
Friherkennungsuntersuchung nicht termi-
niert. Zieht man diese Falle von den insge-
samt 267.630 Einladungen ab, ergibt sich
somit nach der ersten Klarung durch die
Gesundheitsamter eine Gesamtzahl von
259.918 Fallen, die die Fruherkennungsun-
tersuchung in Anspruch genommen haben.
Das entspricht einer Teilnahmequote von
97,1 %.

In der ersten Jahreshalfte 2021 wurden auf-
grund der anhaltenden Pandemielage Ter-
mine vermutlich &hnlich wie in 2020 auch
deshalb verschoben, weil Eltern in Lock-

down-Phasen aus Angst vor Ansteckung

nicht in die Praxen kommen wollten bzw.
Praxen nur eingeschrankten Betrieb er-
moglichen konnten (z. B. aufgrund von
Ausfallen beim Personal (Quarantane, Er-
krankung u.d.) oder aus Platzgrinden
durch Kontaktbeschrankungen und Ab-
standsregelungen). Bereits am
24. Marz 2020 wurde durch die Kassen-
arztliche Bundesvereinigung und den GKV-
Spitzenverband eine Aussetzung der Tole-
ranzzeiten fur die Durchfuhrung von Frih-
erkennungsuntersuchungen ab der U6 ge-
regelt, die bis ins Jahr 2021 verlangert
wurde. Dies sollte zum einen die Vertrags-
arztpraxen entlasten und zum anderen zur
Verhinderung der Ausbreitung des COVID-
19-Virus Uber die Wartezimmer der Arzt-
praxen beitragen. Somit konnten Untersu-
chungen auch zu spateren Zeitpunkten er-
folgen, in Abhangigkeit von der Entwicklung

der pandemischen Lage.
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Abbildung 1: Uberblick zu Kategorien der Griinde fiir Meldungen (ber fehlende Untersuchungsbesta-

tigungen im Jahr 2021
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In den Fallen ,echter Nichtteilnahmen, bei
denen auch noch kein Untersuchungster-
min vereinbart ist, werben die Gesundheits-
amter bei den Familien fur eine Teilnahme
an der jeweiligen Friherkennungsuntersu-

chung.

Sofern die Gesundheitsdmter in diesem
Rahmen Anhaltspunkte fur die Vernachlas-
sigung, den Missbrauch und/oder die Miss-
handlung eines Kindes feststellen, unter-
richten diese unverzlglich das Jugendamt
im jeweiligen Bezirk. Von einer Meldung an
das Jugendamt sahen die Gesundheitsam-
ter dann ab, wenn es plausible Griinde fir

eine Nichtteilnahme gab.

Bei den rheinland-pfalzischen Jugendam-
tern wurden wiederum 2.827 Falle doku-
mentiert, in denen das Gesundheitsamt
eine Meldung machte, d. h. ein Bruchteil al-
ler versendeten Einladungen (1,1 %)
musste an die Jugendamter weitergeleitet

werden.

Die Daten zum Einladungs- und Erinne-
rungswesen machen deutlich, dass die In-
terventionen des Gesundheitsamtes wich-
tig sind, um die Hintergriinde einer Meldung
des ZfK zu eruieren und jene Sorgeberech-
tigten zu einer Teilnahme an der Friher-
kennungsuntersuchung zu motivieren, die
bisher noch keinen Untersuchungstermin

vereinbart haben.

Das Monitoring zeigt fur 2021 auch, dass
beflrchtete Ausfalle bei den Vorsorgen auf-
grund der COVID-19-Pandemie ausblie-

ben. Dank der Aufhebung der Toleranzfris-

ten und der flexiblen Verschiebung von Un-
tersuchungen scheint es in 2021 ebenso
wie in 2020 gelungen zu sein, viele Unter-

suchungen nachzuholen.

Das Monitoring zeigt nur an einzelnen Stel-
len des Verfahrens pandemiebedingte Ab-
weichungen zu den Vorjahren, die auf mdg-
liche Einschrankungen durch die Pande-
mie-Mallhahmen verweisen. So erfolgte
die erste Kontaktaufnahme der Gesund-
heitsdmter zu den Familien 2021 ebenso
wie in den Vorjahren am haufigsten in
schriftlicher Form. Die weiteren Kontaktver-
suche hingegen fanden 2021 wie schon
2020 deutlich seltener telefonisch statt.
Dies kdnnte mit eingeschrankten Blrozei-
ten oder Home-Office-Regelungen der Mit-
arbeitenden zusammenhangen. Interes-
sant ist der Befund, dass 2021 jedoch der
Anteil der Hausbesuche als Form des wei-
teren Kontaktversuchs ansteigt, und dies
sogar Uber den Wert aus 2019 (vor der
Pandemie). Diese Entwicklung kdnnte auf-
grund der Lockerungen bei den Kontaktbe-
schrankungen im Jahr 2021 mdglich ge-
worden sein sowie durch eine ,Normalisie-
rung“ der Arbeitsablaufe in den Gesund-
heitsdmtern, die wieder Spielraum fir (zeit-

intensive) Hausbesuche geschaffen hat.

Die Gesamtzahl der Meldungen des ZfK
an die Gesundheitsamter aufgrund feh-
lender  Untersuchungsbestatigungen
stieg 2021 insgesamt auf 32.893 (2020
waren dies 32.696). Die Meldequote vor
der Intervention der Gesundheitsamter
bleibt stabil bei 12,3 % (12,4 % 2020).
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Nachdem die Gesamtzahl der Meldungen
Uber fehlende Untersuchungsbestatigun-
gen in den ersten Jahren nach der Einfih-
rung (bis 2012) zunachst ricklaufig gewe-
sen waren, lasst sich seit 2014 ein leicht
ansteigender Trend feststellen. Die Mel-
dequote bewegt sich dabei in einem Korri-
dor zwischen etwa 9 % und 13 % (vgl. Ab-
bildung 1).

Von 2020 auf 2021 stieg die Anzahl der do-
kumentierten Meldungen um 0,6 % (+197
Falle) und bleibt damit weitgehend kon-
stant. Die Zahl der Einladungen lag im Jahr
2021 mit 267.630 ebenfalls leicht Gber dem
Wert des Vorjahres (263.697). Dadurch
bleibt die Meldequote mit 12,3 % konstant
— mit leicht sinkender Tendenz. Auch auf
Ebene einzelner Gesundheitsamtsbezirke
zeigen sich keine Uberdurchschnittlich ho-

hen Zuwachse oder Einbriche.

Betrachtet man das Verhaltnis der Einla-

dungen und eingegangenen Meldungen in

den einzelnen Gesundheitsamtsbezirken
(Meldequote, ohne Abbildung), zeigt sich —
ebenso wie in den Vorjahren — eine grolde
Spannbreite von 8,4 % bis zu 16,6 % Mel-
dungen an allen Einladungen. In den meis-
ten Gesundheitsamtsbezirken sinkt die
Meldequote von 2020 auf 2021, lediglich in
9 der 24 Gesundheitsamtsbezirke steigt

sie.

Die Anteile der Meldungen an den ver-
schiedenen Untersuchungsstufen (U4 bis
U9) und die entsprechenden Meldequoten
bleiben im Vergleich zum Vorjahr konstant.
Uber die Jahre zeichnet sich hier kein ein-
deutiger Trend ab, da sich bei einzelnen
Untersuchungsstufen mal leichte Zu-
wachse, mal leichte Ruckgange beobach-
ten lassen. Die hochsten Meldequoten wei-
sen 2021 wie auch in den Vorjahren die
U7a und U8 auf.

Abbildung 2: Entwicklung der Meldungen durch die Zentrale Stelle an die Gesundheitsamter von 2010
bis 2021 (absolute Zahlen) und Meldequoten (Anzahl der Meldungen im Verhaltnis zu den versendeten
Einladungen), vor der Intervention durch die Gesundheitsamter.
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Trotz bestandig hoher Teilnahmequoten
macht sich das Einladungs- und Erinne-
rungswesen auch 2021 nicht liberfliissig
— gerade im Kontext moglicher Aus- und
Nebenwirkungen der COVID-19-Pande-

mie fiir Kinder und Familien.

In den letzten Jahren deutete sich bei der
Entwicklung der Gesamtzahl der Meldun-
gen Uber nicht eingegangene Untersu-
chungsbestatigungen eine Konsolidierung
an, die mit einer konstant hohen Teilnahme
an den freiwilligen Friherkennungsunter-
suchungen einhergeht. Auch in den Pande-
miejahren 2020 und 2021 halt dieser Trend
an — trotz der phasenweisen pandemiebe-
dingten Einschrankungen im Betrieb der

Gesundheitsamter und Arztpraxen.

Die nahezu stabilen Meldequoten der letz-
ten Jahre, insbesondere fir die friihen Un-
tersuchungsstufen (U4 bis U7; d. h. Kinder
bis 2 Jahre), zeigen, dass gerade diese
,neuen” Eltern weiterhin von den Einladun-
gen, Erinnerungen und Informationen profi-
tieren. Trotz des bisherigen Erfolgs des
EEW mit konstant hohen Teilnahmequoten
von rund 97 % in den vergangenen Jahren
macht sich das Einladungs- und Erinne-
rungswesen demnach nicht Gberflussig.
Stattdessen gilt es zu bedenken, dass sich
jedes Jahr die Adressatinnen und Adressa-
ten des Verfahrens andern, d. h. es kom-
men immer wieder neue Familien mit dem
Meldewesen in Kontakt. Daher ist es sinn-
voll, weiterhin einzuladen und durch Infor-
mation und Aufklarung fur eine Teilnahme

zu werben. Gleichzeitig machen die Daten

im Ruckblick der letzten Jahre deutlich,
dass es immer eine kleine Gruppe an Eltern
bzw. gesetzlichen Vertreterinnen und Ver-
tretern geben wird, die die freiwilligen Frih-
erkennungsuntersuchungen nicht in An-
spruch nehmen, teils weil sie sie bewusst

ablehnen, teils aus anderen Grunden.

Die jahrliche Datenanalyse und der damit
mogliche Blick auf das Teilnahmeverhalten
der Sorgeberechtigten an den Friherken-
nungsuntersuchungen erweist sich auch
und gerade vor dem Hintergrund der CO-
VID-19-Pandemie, die auch langfristig psy-
chosoziale Folgen, Aus- und Nebenwirkun-
gen fir Kinder und Familien erwarten lasst,
als bedeutsam. Zahlreiche Studien verwei-
sen seit 2020 auf die Zunahme psychischer
Belastungen und eine Verringerung der Le-
bensqualitdt durch die COVID-19-Pande-
mie bei Kindern und Jugendlichen ebenso
wie bei Eltern (vgl. bundesweit z.B.
Andresen u. a. 2020a, 2020b, 2020c und
2022, Ravens-Sieberer wu.a. 2021,
Gulzelsoy u. a. 2022, Langmeyer u. a. 2020
und fir Rheinland-Pfalz Dittmann u. a.
2021). Fehlende Moglichkeiten des Aus-
gleichs durch den Wegfall von Freizeitan-
geboten, Sorgen um Jobverlust sowie
Uberlastungen im Alltag — auch durch
Homeschooling der Kinder sowie das
gleichzeitige Arbeiten und Betreuen von
(kleineren) Kindern im Home-Office — flh-
ren zu einem erhohten Risiko fur Stresssi-
tuationen in der Familie. Zusatzlich war die
Verfugbarkeit von Hilfs- und Unterstut-

zungsangeboten in den Jahren 2020 und
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2021 eingeschrankt. Umso wichtiger er-
scheint daher ein weiterhin funktionieren-
des Einladungs- und Erinnerungswesen als
Instrument der Pravention und Beratung
sowie der niedrigschwelligen Unterstut-

zung und Weitervermittlung von Familien.

Es gibt vielfiltige Griinde fiir eine Mel-
dung. Dabei kénnen ,falsche*“ Meldun-
gen von ,echten” Nichtteilnahmen un-
terschieden werden: 2021 liegt der An-

teil der ,falschen*“ Meldungen bei 47,7%.

In jedem Jahr bezieht sich ein Teil der Mel-
dungen auf Friherkennungsuntersuchun-
gen, die tatsachlich bereits durchgefihrt
wurden (,falsche® Meldungen). Die Fach-
krafte der Gesundheitsdmter gaben 2021
bei 14.851 Meldungen an, dass sich im
Nachgang herausstellte, dass die Untersu-
chung innerhalb (13.553 Falle) oder aul3er-
halb (1.298 Falle) von Rheinland-Pfalz be-
reits durchgefiihrt worden war, ohne dass
eine Untersuchungsbestatigung bei der
Zentralen Stelle einging, was dann eine
Jfalsche* Meldung ausléste. Der Anteil die-
ser falschen Meldungen liegt im Jahr 2021
bei 47,7 % (2020 bei 45,1 %) und nahert
sich wieder dem Niveau von 2019
(48,9 %)°.

Das Zustandekommen einer ,falschen®
Meldung ergibt sich z. B., weil das Ruck-

meldeformular von den Eltern vergessen

5 Berechnet wird der Anteil an den guiltigen Fallen,
d.h. nur jenen Fallen, die die Frage zu Griinden fur
eine fehlende Untersuchungsbestatigung beantwor-
tet haben. Dies erfolgte bei 31.120 der Falle statt

wurde oder die Arztpraxis dieses — trotz ge-

setzlichen Auftrags — nicht Ubermittelt.

Der Blick auf die unterschiedliche Vertei-
lung dieser ,falschen“ Meldungen auf die
verschiedenen  Gesundheitsamtsbezirke
zeigt, dass die bisherigen Strategien zur
Verringerung der ,falschen® Meldungen in
einigen Bezirken besser zu gelingen schei-
nen als in anderen. Zu diesen Strategien
gehort u. a. die Verbesserung der Ruick-
meldepraxis der Arztinnen und Arzte, bei-
spielsweise durch den Einsatz eigener
Blanko-Ruckmeldescheine im Fall von ver-
gessenen Unterlagen seitens der Eltern,
die an die Zentrale Stelle gefaxt werden.
Der Anteil der ,falschen“ Meldungen an al-
len Meldungen der einzelnen Gesundheits-
amtsbezirke streut im Jahr 2021 zwischen
24,8 % und 61,4 %. In sechs Gesundheits-
amtsbezirken erweisen sich mehr als die
Halfte der Meldungen als falsch. Gerade
hier scheint es weiterhin sinnvoll, gemein-
sam mit den fir die Friherkennungsunter-
suchungen zustandigen Arztpraxen das je-
weils aktuell praktizierte Rickmeldeverfah-
ren zu reflektieren und nach Fehlerquellen
bzw. Optimierungsmdglichkeiten zu su-
chen. In 9 Gesundheitsamtsbezirken sind
im Vergleich zum Vorjahr auch Rickgange
bei den ,falschen® Meldungen zu verzeich-

nen.

32.893. Bei den 1.773 Fallen ohne Angabe zu Grun-
den kann nicht festgestellt werden, ob es sich um
sfalsche® Meldungen, ,echte” Nichtteilnahmen oder
zeitliche Uberschneidungen von Meldung und Ein-
gang der Untersuchungsbestatigung handelt.
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Fur die Mehrheit aller Eltern in Rhein-
land-Pfalz erweisen sich die Friherken-
nungsuntersuchungen als ein akzeptier-
tes Angebot, das sie gerne nutzen. Das
Einladungs- und Erinnerungswesen un-
terstiitzt sie bei der Inanspruchnahme.
Jedes Jahr bleibt ein kleiner Teil ,,ech-

ter Nichtteilnahmen.

14.580 Falle wurden 2021 von den Fach-
kraften als ,echte* Nichtteiinahmen mar-
kiert, d. h. bei diesen Fallen hatte zum Zeit-
punkt der Meldung durch das ZfK noch
keine Fruherkennungsuntersuchung statt-
gefunden. Daflr wurden verschiedene
Griinde benannt, die in Abbildung 2 darge-
stellt sind: Der Termin hatte noch nicht
stattgefunden, war aber bereits terminiert;
die Eltern hatten bisher nichts veranlasst
bzw. noch keinen Termin vereinbart; die El-
tern hatten den vereinbarten Termin ver-
saumt; die Toleranzgrenze war abgelaufen;
das Kind hielt sich im Ausland auf; das ver-
bindliche Einladungswesen wurde abge-
lehnt; das Kind war nicht krankenversichert;
eine anderweitige arztliche Betreuung des
Kindes ist nachgewiesen; Grund unbe-

kannt; andere Grinde (vgl. Abbildung 2).

In gut 47 % der ,echten Nichtteilinahmen
war die Friherkennungsuntersuchung be-
reits terminiert (6.868 Falle), sodass davon
ausgegangen werden kann, dass sie noch
durchgefuhrt wurde. Bei den noch nicht ter-
minierten Fallen konnten die Fachkrafte fur

eine Inanspruchnahme werben.

Insbesondere in jenen Fallen, in denen der

vereinbarte Termin versaumt worden war

oder die Eltern bisher nichts veranlasst
bzw. noch keinen Termin vereinbart hatten,
wird die Bedeutung des Einladungs- und
Erinnerungswesens als angemessene
Strategie zur Steigerung der Inanspruch-
nahme der Friherkennungsuntersuchun-
gen als Teil der Gesundheitspravention
deutlich. Durch die Kontaktaufnahme sei-
tens der Gesundheitsdmter konnten diese
Familien an die Untersuchungen erinnert
und/oder fur eine Teilnahme motiviert wer-

den.

Daneben bleibt eine konstante kleine
Gruppe, die aus unterschiedlichen Grin-
den die gemeldete Friherkennungsunter-
suchung nicht in Anspruch nimmt, wenn
z. B. die Toleranzgrenze fiir die Durchfih-
rung der Untersuchung abgelaufen ist. Hier
konnte auch eine Rolle spielen, dass Eltern
z.B. in Ballungsgebieten zunehmend
Schwierigkeiten haben, nach der Erinne-
rung durch das Gesundheitsamt einen Ter-
min fir die Untersuchung zu vereinbaren,
weil die Praxen eine sehr hohe Termin-
dichte aufweisen. Da es sich bei den Frih-
erkennungsuntersuchungen um planbare
Leistungen handelt, werden diese bei der
Terminvergabe gegenlber akut erkrankten
Patientinnen und Patienten nachrangig be-
handelt, sodass es hier zu gewissen War-
tezeiten kommen kann. Aus diesem Grund
werden die Einladungen schon sehr frih
verschickt, damit Eltern mit viel Vorlauf Ter-
mine vereinbaren und so die Fristen einhal-

ten konnen. Diese Situation wurde 2020
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und 2021 in einzelnen Gesundheitsamts-
bezirken durch die COVID-19-Pandemie
verscharft. Zum einen, weil Praxen aus
Personalmangel oder aus Platzgrinden
durch Kontaktbeschrankungen und Ab-

standsregelungen in den Wartebereichen

Termine absagen oder verschieben muss-
ten. Und zum anderen, da Eltern die Pra-
xen aus Angst vor Ansteckung gemieden

haben.

Abbildung 3: Grinde fir fehlende Untersuchungsbestatigungen 2020 und 2021 (absolute Angaben,
gliltige Féalle 2020=30.225, 2021=31.120, fehlende Angaben 2020: 2.471, 2021: 1.773, Mehrfachnen-

nungen méglich).
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cherte Kinder ibernimmt das Land die Kos-
ten der Untersuchungen. Die Daten deuten
insgesamt auf eine hohe Stabilitat in den

Motivationslagen von Eltern, gleichzeitig
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aber auch auf strukturelle Rahmenbedin-
gungen (z.B. Verfugbarkeit von Terminen in
Arztpraxen), die zum Ausgangspunkt fir
weitere Uberlegungen zur Férderung der
Kindergesundheit genutzt werden konnen
und in den Pandemiejahren 2020 und 2021
zum Teil verscharft wurden. Insgesamt ist
der Anteil der ,echten Nicht-Teilnahmen®
jedoch leicht riicklaufig, was auf eine Nor-

malisierung der Ablaufe hindeutet.
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Die Ruckschau auf die Daten der zurlcklie-
genden Berichtsjahre lasst auch fir die
nachsten Jahre vermuten, dass es trotz
fortschreitender Etablierung und Verbesse-
rung des Einladungs- und Erinnerungswe-
sens und dem Nachlassen der ,Corona-Ef-
fekte“ immer einen kleinen Teil von Friher-
kennungsuntersuchungen geben wird, die
trotz vorheriger Einladung und Erinnerung
sowie Intervention der Gesundheitsamter
nicht wahrgenommen werden. Dennoch
zeigt die hohe Teilnahmequote den Erfolg
des Verfahrens: Bei den Jugendamtern
wurden auf der nachsten Stufe 2021 2.827
Falle dokumentiert, in denen das Gesund-
heitsamt eine Meldung machte, d.h. nur ein
Bruchteil aller versendeten Einladungen
(1,1 %) wurde letztendlich an die Jugend-

amter weitergeleitet.

2.2 Friherkennung von Risiken
fur das Kindeswohl und die Si-
cherstellung der erforderlichen
Hilfen (Daten der Jugendamter)

Die padiatrischen Fruherkennungsuntersu-
chungen dienen in erster Linie der Forde-
rung des gesunden Aufwachsens von Kin-
dern. Durch eine hohe Inanspruchnahme
der Friuherkennungsuntersuchungen wird
sichergestellt, dass moglichst viele Kinder
in regelmafigen zeitlichen Abstanden zur
Kontrolle ihres Gesundheits- und Entwick-
lungsstandes einem Arzt bzw. einer Arztin
vorgestellt werden. Auch wenn dies nicht
das primare Ziel dieses Verfahrens ist, leis-
tet das Einladungs- und Erinnerungswesen

damit auch einen Beitrag zum Schutz des

Kindeswohls. Denn Uber das Verfahren im
Rahmen der Untersuchung selbst oder
Uber einen vorherigen Kontakt zwischen
den Gesundheitsamtern, Jugendamtern
und den Familien, werden Situationen und
Raume geschaffen, im Rahmen derer Hil-
febedarfe oder Risiken fur das Kindeswohl
erkannt und im Gesprach thematisiert wer-
den kénnen. Im Bedarfsfall kénnen so frih-
zeitig notwendige MalRnahmen zur frihen
Forderung und zum Schutz von Kindern
umgesetzt werden. Zustandig fur diesen
Auftrag sind die 6rtlichen Jugendamter, die
nach den Gesundheitsamtern auf der
nachsten Stufe des Verfahrens tatig wer-

den.

Das Einladungs- und Erinnerungswesen
funktioniert wie ein Trichter: In jenen Fallen,
bei denen es in der Kontaktaufnahme sei-
tens der Gesundheitsamter Anhaltspunkte
fur eine Vernachlassigung, einen Miss-
brauch oder eine Misshandlung eines Kin-
des gab oder die Familie selbst Hilfebedarf
aulert, erfolgt eine Unterrichtung des zu-
standigen Jugendamtes. Darlber hinaus
kénnen die Gesundheitsamter auch Falle
an die Jugendamter weiterleiten, in denen
trotz eigener Intervention keine Friherken-
nungsuntersuchung stattgefunden hat oder
sich dies nicht feststellen lie®. Mit der Ge-
setzesdnderung vom Oktober 2014 ist
keine regelhafte verpflichtende Weiterlei-
tung dieser Falle an die Jugendamter mehr
vorgesehen. Stattdessen wird den Gesund-
heitsdmtern ein Ermessensspielraum ein-

geraumt: Sie kdnnen von einer Meldung an
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das Jugendamt absehen, wenn ihnen plau-
sible Grinde fur die Nichtteilnahme ge-
nannt werden. Viele Gesundheits- und Ju-
gendamter regeln individuell, nach welchen

Kriterien Weiterleitungen erfolgen sollen.

Das Jugendamt wiederum hat die gesetzli-
che Pflicht, aufgrund der Ubermittelten Da-
ten unverzuglich zu prifen, ob bei der Fa-
milie ein Hilfebedarf besteht und sodann
die notwendigen und geeigneten Mal3nah-
men zur friihen Férderung und zum Schutz
von Kindern zur Verfigung zu stellen (vgl.
§ 9 Abs. 2 LKindSchuG).

Im Jahr 2021 erhielten die Jugendamter
auf der letzten Stufe des Verfahrens
2.827 Meldungen der Gesundheitsam-
ter. Dies entspricht einem Anteil von
1,1 % an allen versendeten Einladungen.
Damit ist die Gesamtzahl der Meldungen
an die Jugendamter im Vergleich zum

Vorjahr deutlich gestiegen (plus 26,8 %).

Im Jahr 2021 I6sten insgesamt 12,3 % der
versendeten 267.630 Einladungen zu den
Friherkennungsuntersuchungen eine Un-
terrichtung der Gesundheitsamter aus.
Eine Meldung der Gesundheitsamter an die
Jugendamter war noch bei gut 1 % aller

Einladungen notwendig.

% Die Zahl der Meldungen ist in 22 Jugendamtsbezirken
gestiegen. Besonders grol3e Fallzahlsteigerungen weisen
die Stadte Ludwigshafen (+ 53 %) und Speyer (+ 52 %),
die kreisangehdrige Stadt Bad Kreuznach (+ 62 %) sowie
die Landkreise Westerwaldkreis (+ 226 %), Mainz-Bingen
(+ 78 %) und Rhein-Hunsriick-Kreis (+ 76 %) auf. Ein

Die 41 rheinland-pfalzischen Jugendamter
dokumentierten im Berichtsjahr 2021 2.827
Falle (Weiterleitungen) durch die Gesund-
heitsamter. Damit setzt sich der seit 2016
zu verzeichnende kontinuierliche Anstieg
auch im Jahr 2021 fort. Im Vergleich zum
Vorjahr wurden im Jahr 2021 26,8 % mehr
Falle an die Jugendamter weitergeleitet.®
Die Fachkréafte in den Jugendamtern flihren

dies auf folgende Griinde zurtck:

- eine Uberlastung der Gesundheits-
amter durch die COVID-19-Pande-
mie, wodurch diese die Nachverfol-
gung bei den Fruherkennungsun-
tersuchungen nicht mehr im bisheri-
gen Umfang wahrnehmen kdnnen
(insbesondere weniger Hausbesu-

che durch die Gesundheitsamter);

- Familien sehen aus Sorge vor einer
Ansteckung mit COVID-19 von ei-
ner Teilnahme an den Friherken-

nungsuntersuchungen ab;

- Verzdgerungen bei der Inanspruch-
nahme von Friherkennungsunter-
suchungen durch einen Mangel an
Kinderarztinnen und -arzten sowie
pandemiebedingte Verzdgerungen

und Absagen von Terminen.

Rickgang der weitergeleiteten Falle ist insbesondere in
den Stadten Worms (- 67 %) und Koblenz (- 51 %) und
den Landkreisen Donnersbergkreis (- 83 %) und Alzey-
Worms (- 63 %) zu beobachten.
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Abbildung 4: Entwicklung der Meldungen an die Jugendamter von 2010 bis 2021 (absolute Zahlen).
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Ahnlich wie bei der Streuung der Meldun-
gen in den Bezirken der Gesundheitsédmter
zeigen sich im interkommunalen Vergleich
der Jugendamter deutliche Unterschiede
hinsichtlich der Anzahl der Meldungen. Die
Hohe der Meldungen ist dabei auch auf in-
dividuelle Vereinbarungen zum Verfahren
zwischen Jugend- und Gesundheitsamtern
zuruckzufuhren. Ob eine Weiterleitung der
Meldungen an das Jugendamt erfolgt,
hangt dabei in hohem Malf3e auch von der
vorherigen Intervention des Gesundheits-
amtes und vor allem vom Erfolg der person-

lichen Kontaktaufnahme mit der Familie ab.

Im Jahr 2021 belauft sich der rheinland-
pfalzische Eckwert auf 12,1, d. h. auf 1.000
Kinder unter sechs Jahren kamen gut 12
Weiterleitungen der Gesundheitsamter an
die Jugendamter. Der Eckwert fur die kreis-
freien Stadte liegt mit 17,5 deutlich Uber,
der Eckwert fur die Landkreise (10,1) etwas
unter dem landesweiten Durchschnitt. Der
Eckwert fur die kreisangehorigen Stadte
liegt mit 12,1 im landesweiten Durchschnitt.
Dies ist vermutlich auch darauf zurtickzu-
fihren, dass soziostrukturelle Belastungs-
faktoren wie Langzeitarbeitslosigkeit und
Armut in den Stadtjugendamtsbezirken
starker ausgepragt sind als in den Land-

kreisjugendamtsbezirken (vgl. MFFJIV

22



2019; MFFKI 2022; Dittmann et. al 2021:
223 ff.). So zeigen Ergebnisse des Kinder-
und Jugendgesundheitssurveys (KiGGS)
und deren Nachfolgeerhebungen (vgl.
Kamtsiuris u. a. 2007; Robert Koch-Institut
2014; 2015; 2018), dass ein tendenzieller
Zusammenhang zwischen einem niedrigen
Sozialstatus der Familie und einer geringe-
ren Inanspruchnahme der Friherken-
nungsuntersuchungen besteht. Gleichzei-
tig sind die Unterschiede in der Anzahl der
Unterrichtungen der Jugendamter nicht al-
lein auf soziostrukturelle Unterschiede bzw.
die Belastungen von Familien (durch Ar-
mut, Arbeitslosigkeit etc.) zurtickzuflhren.
So lassen sich neben den benannten Stadt-
Land-Differenzen auch innerhalb der
Gruppe der Stadte und Landkreise grof3e
Spannbreiten an Meldungen je 1.000 Kin-

der unter sechs Jahren feststellen.

Die Fachkrafte der Jugendamter dokumen-
tieren die Grinde fir die Weiterleitung der
Meldungen (Mehrfachnennungen mdglich).
Wie in den Vorjahren wurde im Berichtsjahr
2021 als haufigster Anlass die Nicht-Wahr-
nehmung der Friherkennungsuntersu-
chung (2.803 Falle) genannt. In 419 Fallen
konnte durch die Gesundheitsamter nicht
festgestellt werden, ob die Friherken-
nungsuntersuchung erfolgt ist (keine Kon-
taktaufnahme maglich etc.). In vier Fallen
hatte die Familie gegentber dem Gesund-

heitsamt Hilfebedarf geduf3ert.

Geschlechtsspezifische Unterschiede
zeigen sich kaum (53,1 % der Meldun-
gen beziehen sich auf Jungen, 46,9 %
auf Madchen).

Im Jahr 2021 beziehen sich die Meldungen
etwas haufiger auf Jungen (53,1 %) als auf
Madchen (46,9 %). Im Vergleich zu den
Vorjahren ist der Unterschied zwischen den
Geschlechtern damit etwas grélier gewor-
den (2020: 51,5 % mannlich; 48,5 % weib-
lich), insgesamt kann man dennoch nach
wie vor von einem recht ausgeglichenen

Geschlechterverhaltnis sprechen.

Kinder mit
(58,6 %) sind im Jahr 2021 bei den Mel-

dungen im Vergleich zu ihrem Anteil an

Migrationshintergrund

der Gesamtbevolkerung in Rheinland-

Pfalz liberreprasentiert.

Im Jahr 2021 beziehen sich 58,6 % der bei
den Jugendamtern eingegangenen Weiter-
leitungen auf junge Menschen mit Migrati-
onshintergrund. Damit ist der Anteil im Ver-
gleich zu den Vorjahren leicht gestiegen
(2020: 54,0 %; 2019: 53,3 %; 2018:
53,5 %).

Am hochsten fallt der Anteil mit 71,7 % in
den kreisfreien Stadten aus, gefolgt von
den kreisangehdrigen Stadten (61,3 %).
Die Landkreise weisen diesbezuglich mit
49,0 % den niedrigsten Wert auf.

Im Vergleich zum Anteil der Kinder mit Mig-
rationshintergrund an der Gesamtbevolke-
rung — dieser liegt 2021 bei rund 40 % (vgl.

Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz
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2022) — sind junge Menschen mit Migrati-
onshintergrund bei den Unterrichtungen
der Jugendamter deutlich Uberreprasen-
tiert.

Beim Hilfebedarf sind Familien mit Migrati-
onshintergrund jedoch nach wie vor nicht
Uberreprasentiert. So liegt der Anteil von
Familien mit Migrationshintergrund in der
Gruppe der Familien, bei denen die Fach-
krafte Hilfebedarfe feststellen, im Jahr 2021
bei 38,1 % (2020: 46,1 %; 2019: 38,7 %,
2018: 40,9 %; 2017: 41,6 %). Besondere
bzw. erhdhte Hilfebedarfe lassen sich im
Vergleich zu Familien ohne Migrationshin-

tergrund demnach nicht feststellen.

Dieses Ergebnis verweist darauf, dass die
Uberreprasentanz der Migrationsfamilien
bei den Weiterleitungen uber nicht erfolgte
Friherkennungsuntersuchungen an die Ju-
gendamter durch die Gesundheitsamter in
erster Linie auf Informations- und Aufkla-
rungsmangel, sprachliche Hirden sowie
Schwierigkeiten in der Erreichbarkeit zu-
rickzufiihren ist. Auch die fehlende Orien-
tierung der Angebote an Zielgruppen mit ei-
nem niedrigen soziodkonomischen Status
(vgl. hierzu z. B. BMFSFJ 2009 (13. Kinder-
und Jugendbericht), Beauftragte der Bun-
desregierung fur Migration, Flichtlinge und
Integration 2016) kann zu einer geringeren

Inanspruchnahmequote fihren.

In der ,Arbeitshilfe zur Kooperation zwi-
schen Gesundheitsamt und Jugendamt im
Rahmen des Landesgesetzes zum Schutz
von Kindeswohl und Kindergesundheit*
(vgl. LSJV 2013; 2019) wurden erstmals

2013 und ebenso in der aktualisierten
2. Fassung von 2019 verschiedene Strate-
gien vorgestellt, wie die Ansprache von Fa-
milien mit Migrationshintergrund gelingen
und die Bedeutung der Friherkennungsun-
tersuchungen vermittelt werden kann (vgl.
LSJV 2013, S. 19f,; 2019, S. 19). Auch im
Hinblick auf geflichtete Kinder wurde
2015/2016 das Vorgehen zum Einladungs-
und Erinnerungswesen in Aufnahmeein-
richtungen (AfA) und Kommunen optimiert
und an die neuen Erfordernisse angepasst.
Fur Asylbegehrende stellen Informationen
Uber Fruherkennungsuntersuchungen und
Impfungen wichtiges Basiswissen zum Ge-
sundheitswesen in Deutschland dar. Medi-
zinisch gebotene Fruherkennungsuntersu-
chungen gehoren zu dem Leistungskatalog
gem. § 4 AsylbLG.

Um dem anhaltenden Informations- und
Aufklarungsbedarf zu den Friherken-
nungsuntersuchungen fur Familien mit Mig-
rationshintergrund entgegen zu wirken gilt
es, die erfolgten Bemlihungen um die
Gruppe der Migrationsfamilien fortzuset-

zen.

Gut jede fiinfte gemeldete Familie
(22,6 %) war den Jugendamtern im Jahr
2021 bereits bekannt — in der Regel aus
formlosen Beratungen und Betreuun-

gen oder den Hilfen zur Erziehung.

Im Jahr 2021 bezogen sich 22,6 % der Mel-
dungen der Gesundheitsdmter an die Ju-
gendamter auf eine Familie, die dem Ju-

gendamt aus einem friheren (17,0 %)
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und/oder aktuell laufenden (14,2 %) Bera-
tungs- bzw. Hilfebezug bereits bekannt
war. Dieser Anteil erweist sich im Rahmen
des Monitorings seit 2014 mit leichten
Schwankungen insgesamt als relativ stabil
und verweist auf eine konstante Gruppe
von Familien, die sowohl hinsichtlich ge-
sundheitlicher als auch jugendhilferelevan-
ter Aspekte Unterstitzungsbedarfe auf-

weist.

Aus Sicht der Fachkrafte war im Jahr
2021 bei 137 Familien ein (weiterer) Hil-
febedarf erkennbar. Das entspricht
7,7 % der Meldungen an die Jugendam-

ter.

Die Jugendamter prifen aufgrund der
ihnen Ubermittelten Daten unverziglich, ob
ein Hilfebedarf vorliegt und stellen die not-
wendigen und geeigneten Malinahmen zur
frihen Férderung und zum Schutz von Kin-
dern zur Verfligung (§ 9 Abs. 2 Landeskin-
derschutzgesetz). Fur die fachliche Ein-
schatzung eines moglichen Hilfebedarfs ist
eine personliche Kontaktaufnahme erfor-
derlich, die in knapp zwei Drittel der Fami-
lien auch gelingt (63,6 %). In 23,3 % der
Falle erfolgte die Kontaktaufnahme in Form
eines Hausbesuches. Damit ist der Anteil
der Hausbesuche im Jahr 2021 zwar wie-
der leicht gestiegen (2020: 21,4 %), liegt
aber nach wie vor unter dem Niveau vor
Ausbruch der COVID-19-Pandemie (2019:
32,7 %). In 5,3 % der Falle (148 Familien)
war eine zusatzliche Kontaktaufnahme
nicht notwendig, da eine Einschatzung im

Rahmen eines bestehenden Hilfekontaktes

vorgenommen werden konnte. Bei 868 Fa-
milien (31,1 %) gelang die Kontaktauf-

nahme aus verschiedenen Griunden nicht.

Ein (weiterer) Hilfebedarf war aus Sicht der
Fachkrafte bei 137 Familien erkennbar.
Dies entspricht 7,7 % der Familien, zu der
die Jugendamter eine Meldung durch die

Gesundheitsamter erhalten haben.

26 dieser 137 Familien waren dem Jugend-
amt bisher nicht aus laufenden oder abge-
schlossenen Hilfen bekannt. So entstand
fur diese Familien und Kinder Uber das Ein-
ladungs- und Erinnerungswesen erstmals
ein Kontakt zum Jugendamt und damit ein
Zugang zu Frihen Hilfen und friher Forde-

rung.

Bei den durch die Jugendamter eingeleite-
ten oder weitergefuhrten Hilfen handelt es
sich  am haufigsten um Beratungen
(54,1 %; 59 Familien), gefolgt von ambu-
lanten Hilfen zur Erziehung (32,1 %; 35 Fa-
milien). Stationdre Hilfen zur Erziehung
wurden in sieben Fallen (6,4 %) eingerich-
tet, Angebote der Elternbildung nutzten vier
Familien (3,7 %). Eine teilstationare Hilfe
wurde im Jahr 2021 in zwei Fallen eingelei-
tet.

In 1,2 % der Meldungen (22 Falle) wurde
durch die Fachkrafte der Jugendamter
im Jahr 2021 im Kontext des Einla-
dungs- und Erinnerungswesens eine
Gefahrdung des Kindeswohls festge-
stellt.

Im Vergleich zum Vorjahr ist der Anteil fest-

gestellter Kindeswohlgefahrdungen wieder
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leicht gesunken (2021: 1,2 %; 2020: 1,7 %;
2019: 1,0 %; 2018: 1,3 %; 2017: 1,1 %).

Als Art der Kindeswohlgefahrdung wurde
im Jahr 2021 am haufigsten Vernachlassi-
gung (15 Falle) dokumentiert (Mehrfach-
nennungen moglich). Dies entspricht auch
den Ergebnissen der Bundesstatistik zu
den Gefahrdungseinschatzungen im Kon-
text von § 8a SGB VIl (auch fur Rheinland-
Pfalz; vgl. MFFKI 2021), wonach Vernach-
lassigung die haufigste Form der Kindes-
wohlgefahrdung darstellt. In vier Fallen
wurde eine seelische Misshandlung, in
zwei Fallen eine korperliche Misshandlung
angegeben. Sexuellen Missbrauch haben
die Fachkrafte in einem der Falle festge-

stellt.

Fast alle Familien (19 von 22), in denen im
Rahmen des Einladungs- und Erinnerungs-
wesens 2021 eine Kindeswohlgefahrdung
festgestellt wurde, waren den Jugendam-
tern bereits bekannt. Neun Kinder wurden
durch das Jugendamt in der Vergangenheit

bereits in Obhut genommen.

In 13 der Falle mit festgestellter Kindes-
wohlgefahrdung war 2021 zur Abwendung
der Gefahrdung das Tatigwerden des Fa-
miliengerichts notwendig. Waren die Eltern
oder Erziehungsberechtigten fahig bzw.
bereit, an der Abwendung der Gefahrdung
mitzuwirken, erhielten sie am haufigsten
eine ambulante oder eine stationare Hilfe
zur Erziehung (jeweils sechs Félle). In drei

Fallen wurde eine Beratung eingeleitet.

Insgesamt zeigt sich: Familien mit Hilfebe-

darf oder Hinweisen auf eine Gefahrdung

des Kindeswohls im Einladungs- und Erin-
nerungswesens sind den Jugendamtern
haufig bereits bekannt, auch schon vor dem
regelhaften Zugang Uber die Kindertages-
betreuung. Die Kinder- und Jugendhilfe
scheint demnach bereits Uber geeignete
Zugange zu Familien mit Sauglingen und
Kleinkindern zu verfligen — gerade auch zu
Familien, die sich in schwierigen Lebensla-

gen befinden.

Damit es den Jugendamtern gelingt, ihrem
gesetzlichen Schutzauftrag gerecht zu wer-
den, bedarf es einer adaquaten personellen
wie fachlich qualifizierten Ausstattung der
Jugendamter, die diese in die Lage ver-
setzt, auch im Nachgang der Meldungen im
Rahmen des Einladungs- und Erinnerungs-
wesens Hilfe- und Beratungsprozesse zu
initiieren, engmaschig zu begleiten und die
Eignung eingeleiteter Hilfen kontinuierlich

zu Uberprifen.

2.3 Aufbau lokaler Netzwerke
und Gewahrleistung notwendi-
ger niedrigschwelliger Ange-
bote zur Forderung des Kindes-
wohls (Netzwerkbogen)

Der Auf- und Ausbau der lokalen Netz-
werke Kinderschutz und Frihe Hilfen stellt
die zweite zentrale Saule des Landeskin-
derschutzgesetzes zur Forderung von Kin-
deswohl und Kindergesundheit dar. Leis-
tungsbereichstbergreifende Netz-
werkstrukturen sind zur Ausgestaltung ei-
nes aktiven Kinderschutzes und bedarfsge-

rechter Friher Hilfen zentral. Die lokalen
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Netzwerke sollen alle relevanten Akteurin-
nen und Akteure im Bereich Kinderschutz
einbinden und ihre Zusammenarbeit for-

dern.

Der Ausbau Fraher Hilfen, d. h. qualifizier-
ter und bedarfsgerechter Angebote zur
frGhzeitigen Forderung von Erziehungs-
und Beziehungskompetenz, wird im Lan-
deskinderschutzgesetz noch einmal explizit
als eine Aufgabe der o6ffentlichen Jugend-
hilfe verankert (§ 2 LKindSchuG), die im
Zusammenwirken insbesondere mit Ein-
richtungen und Diensten der Gesundheits-

hilfe realisiert werden soll.

Die Ziele der lokalen Netzwerke Kinder-
schutz werden in § 3 Abs. 4 des Landeskin-

derschutzgesetzes festgehalten:

1. Geeignete Rahmenbedingungen zur fri-
hen Forderung und fur die wirksame Um-
setzung des Schutzauftrages nach dem

Kinder- und Jugendhilfegesetz schaffen,

2. die Transparenz uber die Hilfemdglich-
keiten fir Schwangere, werdende Vater, EI-

tern und Kinder erhdhen,

3. Erkenntnisse fur die bedarfsgerechte
Weiterentwicklung der ortlichen Hilfestruk-

turen gewinnen,

4. Angebote zur Férderung von Kindeswohl
und Kindergesundheit entsprechend be-

darfsgerecht weiterentwickeln.

Seit der Novellierung des Landeskinder-
schutzgesetzes im Dezember 2020 um-
fasst die Arbeit der Netzwerke dartber hin-

aus MalRnahmen zur Verbesserung der Le-

benssituation von Kindern und Jugendli-
chen aus Familien mit einem psychisch o-
der suchterkrankten Elternteil (vgl. Vorbe-

merkung).

Die lokalen Netzwerke in Rheinland-
Pfalz sind fester Bestandteil der sozia-
len Infrastruktur und reagieren dyna-
misch auf sich verandernde gesell-

schaftliche und soziale Bedarfe.

Die mit dem Inkrafttreten des Landeskin-
derschutzgesetzes im Jahr 2008 kontinu-
ierlich aufgebauten Strukturen der lokalen
Netzwerke zum Schutz von Kindeswohl
und Kindergesundheit sind mittlerweile
zum festen Bestandteil der sozialen Infra-
struktur im Kontext von Kinderschutz und
Frihen Hilfen geworden. Gleichzeitig er-
weisen sich die Netzwerke als agil und be-
weglich, und werden kontinuierlich weiter-
entwickelt, um aktuelle Themen aufzugrei-
fen und zu bearbeiten (z. B. Flucht und Mig-
ration im Jahr 2015, COVID-19-Pandemie
und ihre Folgen sowie Kinder psychisch
und suchterkrankter Eltern seit 2020).

In 22 Kommunen sind die lokalen Netz-
werke stadt-/landkreisweit strukturiert; 19
Kommunen weisen gemeinsame Netz-
werke mit Nachbarkommunen — also stadt-
bzw. landkreisubergreifende Netzwerke
auf. 39 Jugendamter arbeiten zudem in the-
menspezifischen Arbeitsgruppen, 32 ha-
ben zielgruppenspezifische Arbeitsgruppen
eingerichtet. Stadtteilbezogene Arbeits-
kreise, Runde Tische etc. (20) und Arbeits-
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kreise in Verbandsgemeinden bzw. grolie-
ren Sozialrdumen (19) wurden 2021 in etwa

der Halfte der Jugendamter organisiert.

Die Umsetzung der lokalen Netzwerkar-
beit unter Pandemiebedingungen stellt
die Netzwerke auch 2021 noch vor Her-

ausforderungen.

Auch das Jahr 2021 stand noch ganz im
Zeichen der COVID-19-Pandemie mit un-
terschiedlich verlaufenden Erkrankungs-
wellen und MaRRnahmen zur Infektionsbe-
kampfung sowie ihrer Folgenbearbeitung
(vgl. Muller 2022). Dennoch sind im Ver-
gleich zum Vorjahr eine Verbesserung und
eine schrittweise Ruckkehr zur Normalitat
spurbar. So berichten im Jahr 2021 22 der
Netzwerkkoordinatorinnen und -koordina-
toren von Schwierigkeiten und Problemen
bei der Umsetzung ihrer Arbeit durch die
COVID-19-Pandemie. Im Vorjahr waren

dies noch 32 Jugendamter.

Es zeigt sich, dass es im zweiten Pande-
mie-Jahr in der Regel gelungen ist, sich an
die neuen Bedingungen anzupassen.
Mussten im Jahr 2020 Veranstaltungen wie
Netzwerkkonferenzen, Runde Tische und
Arbeitskreise pausiert oder abgesagt wer-
den, wurden mittlerweile neue Arbeits- und
Kommunikationsstrukturen entwickelt und
etabliert. Hierzu wurde vielerorts die not-
wendige digitale Infrastruktur geschaffen,
sodass zahlreiche Formate in den digitalen
Raum verlagert werden konnten. Wahrend
im Jahr 2020 in 31 Jugendamtsbezirken
keine  Netzwerkkonferenz  stattfinden

konnte, traf dies im Jahr 2021 nur noch auf

7 Jugendamtsbezirke zu. Dennoch stellt die
Organisation zentraler Arbeitsformate der
Gestaltung im Netzwerk, wie z. B. Konfe-
renzen, Arbeitsgruppen und -kreise unter
Pandemiebedingungen eine anhaltende

Herausforderung dar.

Gleichzeitig erwies sich die Einbindung be-
stimmter Berufsgruppen im Jahr 2021 wei-
terhin als erschwert. Diesbeziiglich berich-
ten 16 Jugendamter von Schwierigkeiten.
Insbesondere die Kooperation mit den Ge-
sundheitsamtern und die Einbindung von
Akteurinnen und Akteuren aus dem medizi-
nischen Bereich gestaltete sich (weiterhin)
als herausfordernd, und dies noch einmal
verstarkt durch die die Belastungen der
COVID-19-Pandemie im Jahr 2021. Akute
Krisen (COVID-19-Pandemie, Ukraine-
Krieg, Fachkraftemangel) und die damit
einhergehende Belastung der Kooperati-
onspartnerinnen und —partner erschweren
vielerorts die kontinuierliche Fortfihrung
der Netzwerkarbeit. Als herausfordernd
wird darUber hinaus auch die gestiegene

Themenvielfalt erlebt.

Im Jahr 2021 ist es trotz anhaltender CO-
VID-19-Pandemie wieder vielerorts ge-
lungen, Netzwerkkonferenzen durchzu-
flihren. Hierzu wurden neue, digitale

Formate entwickelt und umgesetzt.

Im Jahr 2021 wurde in 34 Jugendamtsbe-
zirken mindestens eine Netzwerkkonferenz
durchgefuhrt. In 27 Jugendamtsbezirken
fand eine Netzwerkkonferenz statt, vier

Netzwerke richteten zwei Konferenzen aus,
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drei weitere Jugendamtsbezirke veranstal-
teten mehrere kleine Konferenzen (zwi-
schen 6 und 16 Konferenzen). Gut 60 %
der Netzwerkkonferenzen wurden im Jahr
2021 als Online-Veranstaltung organisiert

und digital oder auch hybrid durchgefihrt.

Uber die durchgefiihrten Netzwerkkonfe-
renzen konnten im Jahr 2021 durchschnitt-
lich 81 Teilnehmende aus Jugend- und Ge-
sundheitshilfe sowie anderen Handlungs-
feldern erreicht werden. Damit liegt der
Wert weiterhin unter den Durchschnittswer-
ten der Vorjahre (2020: 93 Personen; 2019:
124 Personen; 2018: 132 Personen).

Die Ergebnisse der Netzwerkarbeit fanden
im Jahr 2021 in 21 Jugendamtern Eingang
in fachpolitische Gremien und wurden ins-
besondere in Jugendhilfeausschissen auf-

gegriffen.

Die Netzwerke haben mittlerweile ein
breites und vielfaltiges Portfolio an An-
geboten und Dienstleistungen erarbeitet
und etabliert. Gleichzeitig weist die Ar-
beit in den Netzwerken weiterhin eine

hohe Dynamik auf.

Im Berichtsjahr 2021 wurden in knapp je-
dem vierten Jugendamtsbezirk
(24,4 %; 10) neue Arbeitsgruppen bzw. -

kreise gebildet.

Nahezu samtliche Netzwerke (97,6 %; 40)
halten im Jahr 2021 Informationsmateria-
lien fur die Themen Kinderschutz und
Fruhe Hilfen fur Eltern, junge Menschen

und/oder Fachkrafte vor. Davon haben funf

ein solches Angebot im Jahr 2021 neu ge-
schaffen, weitere drei haben ihr diesbeziig-
liches Angebot im Jahr 2021 ausgebaut
(vgl. Abbildung 5). Ahnlich hoch fallen die
Werte im Hinblick auf Materialen aus, die
einen Uberblick Gber familienunterstit-
zende Leistungen geben (wie z. B. Flyer,
Datenbanken, Beratungsfihrer, Familien-
Apps). Diese haben 36 der 41 Netzwerke
erarbeitet (87,8 %). Ein deutlicher Ausbau
hat im Bereich der zielgruppenspezifischen
Angebote bzw. Dienstleistungen fir Kinder
psychisch oder suchterkrankter Eltern statt-
gefunden. Hier geben 15 Jugendamter an,
diese im Jahr 2021 bereits vorzuhalten,
weitere funf Jugendamter berichten von ei-
nem diesbezlglichen Ausbau. In mehr als
jedem dritten Jugendamtsbezirk wurden
Angebote flr diese Zielgruppe im Jahr
2021 hingegen ganzlich neu geschaffen
(34,4 %, 14). Hier spiegelt sich die Schwer-
punktlegung im Rahmen der Novellierung
des Landeskinderschutzgesetzes im Jahr
2020 nieder.

Neu ist im Jahr 2021 zudem, dass Ange-
bote in fast allen Jugendamtern
(90,2 %; 37) auch digital umgesetzt wur-
den. Dabei handelte es sich vorrangig um
Angebote an die Netzwerkpartnerinnen
und -partner (35), aber auch um Angebote
an die Familien (29) (Mehrfachnennungen

maoglich).
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Abbildung 5: Welche Angebote bzw. Dienstleistungen bestanden in lhrem Jugendamtsbezirk im Be-
richtsjahr 2021 im Zusammenhang mit dem Landeskinderschutzgesetz und welche wurden ausgebaut
bzw. neu geschaffen? (absolute Zahlen 2021, n=41). Abgebildet ist die Anzahl/Summe der Jugendém-
ter, auf die eine Aussage zutrifft.

Infomaterial zu den Themen Kinderschutz, Friihe Hilfen fur
Eltern/ Kinder/Jugendliche und/oder Fachkrafte
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Besondere Highlights im Rahmen der
Netzwerkarbeit lagen im Jahr 2021 vor
allem in der Durchfiihrung von Fachver-
anstaltungen und Fortbildungen und
dem Aufbau von Angeboten und Koope-
rationen im Themenfeld Kinder psy-

chisch und suchterkrankter Eltern.

23 Jugendamter haben im Jahr 2021 Anga-
ben zu einem besonderen Highlight in ihrer

Netzwerkarbeit gemacht.

Die beschriebenen Highlights beziehen
sich auf unterschiedliche Aspekte: Am hau-
figsten wird darauf verwiesen, dass es ge-
lungen ist, im Jahr 2021 abgesagte Netz-
werkkonferenzen nachzuholen, neue Hyb-
ride- oder Onlineformate erfolgreich durch-
zuftuhren oder auch sich wieder in Prasenz

treffen zu konnen.

Viele Highlights beziehen sich auf die
Schaffung von Angeboten und/oder den
Aufbau neuer Kooperationen im Themen-
feld Kinder psychisch und/oder suchter-
krankter Eltern. So wird von grof3em Inte-
resse an der Mitarbeit im Themenfeld und

umfassender Bereitschaft, bei entspre-

7 Fortbildung zu "Psychische Erkrankung und Elternschaft
- den Bindungsaufbau zwischen Eltern und Kind unterstiit-
zen" (LK Mayen-Koblenz); Fachtag zur "Férderung von
Kindern mit psychisch belasteten und suchtbelasteten EI-
tern und deren Kindern" (LK Kusel).

8 Offentlichkeitskampagne ,Halt dich fest* fiir Kinder eines
psychisch- oder suchtbelasteten Elternteils (Stadt Neu-
stadt); Plakatkampagne ,Wir sind da“ fur Kinder psychisch
und/oder suchterkrankter Eltern (Stadt Kaiserslautern).

9 In Zusammenarbeit mit der Geburtsklinik in Simmern
konnte der Elternjoker (Angebotsiibersicht des Netzwerkes
Friihe Hilfen) entwickelt und veréffentlicht werden (Rhein-

chenden Arbeitskreisen mitzuarbeiten, be-
richtet — auch seitens verschiedener Akteu-
rinnen und Akteure aus dem Gesundheits-
wesen (Psychiatrie; Psychotherapeutinnen
und -therapeuten im Kinder- und Erwach-
senenbereich). Zudem konnten Angebote,
Fachtage und Fortbildungen zum Thema
umgesetzt werden, wie z. B. ein kosten-
freies Fortbildungsangebot fir Lehrerinnen
und Lehrer sowie Erzieherinnen und Erzie-
hern zur Thematik ,Kinder psychisch kran-
ker Eltern“, eine kostenfreie Freizeit fiir be-
troffene Kinder sowie Online-Fortbildungen
mit Themenbezug.” Auch bei verschiede-
nen Aktionen im Bereich der Offentlich-
keitsarbeit stand das Thema ,Kinder psy-
chisch und/oder suchterkrankter Eltern im

Fokus.?

Aber auch Uber den Themenschwerpunkt
Kinder psychisch und/oder suchterkrankter
Eltern hinaus fanden verschiedene Aktio-
nen zur Offentlichkeitsarbeit zur Bekannt-
machung des Netzwerks und dessen Ange-
bote® und interdisziplindre sowie themen-
spezifische Fachtage' statt, die auf groRe

Resonanz trafen.

Hunsriick-Kreis); Positionierung des Netzwerkes Kinder-
schutz im Neujahrsfilm der Stadt Neustadt in Form eines
Interviews der Netzwerkkoordination Kinderschutz (Stadt
Neustadt); Aktion zur Woche der Kinderrechte (Stadt
Worms).

10 Interdisziplinare Fortbildung zum Thema "Kindesschutz
in der Eingliederungshilfe" (Stadt Speyer); digitale Ange-
bote der Fachkrafte, insbesondere im Bereich Familienbil-
dung auch unter Pandemie-Bedingungen und weitere Um-
setzung des Projektes "KIRFAM® - Kinderrechte, Resilien-
zorientierung und Familienunterstiitzung" (LK Bernkastel-
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Zwei Jugendamter berichten zudem von
der erfolgreichen Umsetzung des Bundes-
programms ,Aufholen nach Corona“ im
Netzwerk; im Landkreis Ahrweiler stellte die
Grindung einer Arbeitsgruppe zur psycho-
sozialen Begleitung von Kindern, Jugendli-
chen und Familien infolge der Flutkatastro-
phe und u. a. der Einsatz eines Beratungs-
busses in den betroffenen Gebieten ein be-

sonderes Highlight dar.

Insgesamt bewerten die Jugendamter die
Arbeit der Netzwerke fortwahrend als (sehr)
gut. Das gilt sowohl fir den Informations-
fluss im Netzwerk, die Kenntnisse Uber die
Institutionen im Netzwerk (Angebote, Auf-
gaben, Kompetenzen, Zugangswege), die
Zusammenarbeit im Einzelfall, die Reaktion
bei gewichtigen Anhaltspunkten fiir Kindes-
wohlgefahrdung als auch die konzeptio-
nelle Entwicklung von Angeboten und Mal3-

nahmen.

Die Netzwerke Friihe Hilfen und Kinder-
schutz fiuhren zahlreiche Akteurinnen
und Akteure relevanter Bereiche zusam-
men und sind durch Multiprofessionali-
tat und -institutionalitit gekennzeichnet.
Die Zufriedenheit mit den Kooperatio-

nen ist iberwiegend hoch.

An den lokalen Netzwerken beteiligt sich
eine grofRe Vielfalt an Akteurinnen und Akt-
euren aus unterschiedlichen Handlungsfel-

dern, Einrichtungen und Diensten. Diese

Wittlich); zwei Veranstaltungen zum Thema Medienkon-
sum (LK Trier-Saarburg).

Vielfalt macht die Starke der lokalen Netz-
werke ebenso aus wie deren Reaktionsfa-
higkeit auf individuelle lokale Bedarfslagen,
Zielgruppen und Themen vor Ort. So sind
die Netzwerke bestandig im Fluss; jahrlich
kommen einzelne Akteurinnen und Akteure

hinzu, andere scheiden aus.

Insbesondere die Beteiligung von Professi-
onen und Institutionen aus dem Bereich der
Gesundheitshilfe hat sich im Verlauf des
Monitorings sehr positiv entwickelt, stellt
aber gleichzeitig in der Einschatzung der
Fachkrafte eine der groften Herausforde-
rungen der Netzwerkarbeit und somit eine

,Daueraufgabe“ dar.

Im Zuge der Novellierung des Landeskin-
derschutzgesetzes wurde die Abfrage der
Kooperationspartnerinnen und -partner im
Netzwerk neu systematisiert und um neue
Akteurinnen und Akteure erweitert (vgl.
nachfolgende Abbildungen). Zusatzlich
wurde erstmals auch nach der Zufrieden-
heit mit der jeweiligen Kooperation gefragt.
Die Zufriedenheit ist als Mittelwert von
1="sehr zufrieden” bis 5="sehr unzufrieden*

in den Abbildungen dargestellt.

Aus dem Bereich des Gesundheitswesens
waren im Jahr 2021 Gesundheitsamter und
Familienhebammen in den lokalen Netz-
werken samtlicher Jugendamtsbezirke in
Rheinland-Pfalz (41) vertreten. Am seltens-

ten bestanden Kooperationsbeziehungen
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zu den Krankenkassen. Hier haben 26 Ju-
gendamter angegeben, dass diese (noch)

nicht Teil des Netzwerks sind.

Hinsichtlich der Zufriedenheit mit der Ko-
operation zu den jeweiligen Akteurinnen
und Akteuren aus dem Gesundheitswesen
zeigt sich, dass die befragten Fachkrafte
aus den Jugendamtern mit den Kooperati-
onsbeziehungen zu Familienhebammen
mit einem Durchschnitt von 1,44 am zufrie-
densten waren. Ahnlich hoch — sofern vor

Ort vorhanden —fallt der Zufriedenheitswert

fur die Kooperation mit Kinderschutzambu-
lanzen/-gruppen aus (1,80). Eher unzufrie-
den zeigten sich die Befragten mit der Ko-
operation zu psychiatrischen bzw. psycho-
therapeutischen Praxen (3,00), hausarztli-
chen (3,20) sowie frauenarztlichen Praxen
(3,52). Die Kooperationsbeziehungen zu
niedergelassenen Arztinnen und Arzten
bzw. Therapeutinnen sind somit vielerorts
sowohl quantitativ als auch qualitativ noch

ausbaufahig.
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Abbildung 6: Welche Akteurinnen und Akteure gehdérten im Jahr 2021 dem Netzwerk an? Bereich Ge-
sundheitswesen (absolute Zahlen, Mehrfachnennungen méglich, 2021, n=41). Mit * gekennzeichnete
Netzwerkpartnerinnen und -partner wurden 2021 erstmals erhoben.

Zufrieden-
heit
Gesundheitsamt 2,20
Familienhebammen / FGKiKPs 1,44
Kinderarztliche Praxen 21 2,79
Sozialpadiatrische Zentren 4 2,38
(niedergelassene) Hebammen 4 2,54
Sozialpsychiatrischer Dienst* 32 2,36
Geburtskiniken NI | 2,11
Kinder- und Jugendpsychiatrien/Abteilung/Klinik fir o 4 5 69
Kinder- und Jugendpsychiatrie/-psychotherapie ¢
Kinder- g hiatrisch -
inder- und Jugendpsy.c iatrische bzw = 279
psychotherapeutische Praxen
Abteilung/Klinik flir Erwachsenenpsychiatrie/ -
e/ enenpsychiatrie/ 503 258
psychotherapie
Kinderkliniken/Abteilung/Klinik fiir Kinder- und
o 3 6 2,31
Jugendmedizin ’
Psychiatrische bzw. psychotherapeutische Praxen* 10 3,00
Krankenhaussozialdienste 15 2,77
Koordination fiir Gemeindepsychiatrie* 9 6 2,19
Suchtkliniken/Suchtambulanzen* 9 6 2,58
Frauenértzliche Praxen 20 3,52
Ergotherapeutinnen und -therapeuten* 21 2,85
Hausérztliche Praxen* 21 3,20
Kinderschutzambulanzen/-gruppen* 3 18 1,80
Logopadinnen und Logopdden* 23 2,72
Krankenkassen* 26 2,87
0 10 20 30 40
B Kooperation Keine Kooperation Netzwerkpartnerin bzw. -partner vor Ort nicht vorhanden
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Im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe
sind Angebote und Dienste der Hilfen zur
Erziehung, die Schulsozialarbeit, Kinderta-
geseinrichtungen mit zugehoriger Fachbe-
ratung sowie die Bereiche der kommunalen
und/oder verbandlichen Kinder- und Ju-
gendarbeit und der Familieninstitutionen in
nahezu samtlichen Iokalen Netzwerken
vertreten. Auch zu den vor Ort vorhande-
nen Koordinierungsstellen Familienbildung

im Netzwerk wurden in allen Jugendamtern

Kooperationsbeziehungen aufgebaut. In 33
Jugendamtern ist die Jugendhilfeplanung
Teil des Netzwerks. Hinsichtlich der Zufrie-
denheit mit den Kooperationsbeziehungen
im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe
zeigten sich die Befragten insgesamt zu-
friedener als im Bereich des Gesundheits-
wesens. Mit einem Durchschnittswert von
1,39 waren sie insbesondere mit der Ko-
operation zu Koordinierungsstellen ,Famili-

enbildung im Netzwerk” sehr zufrieden.

Abbildung 7: Welche Akteurinnen und Akteure gehdrten im Jahr 2021 dem Netzwerk an? Bereich Kin-
der- und Jugendhilfe (absolute Zahlen, Mehrfachnennungen méglich, 2021, n=41). Mit * gekennzeich-
nete Netzwerkpartnerinnen und -partner wurden 2021 erstmals erhoben. Zufriedenheit als Mittelwert

von 1=sehr zufrieden bis 5=sehr unzufrieden.

Angebote und Dienste der Hilfen zur Erziehung (HzE)

Schulsozialarbeit*

Fachberatung Kindertageseinrichtungen*

Kindertageseinrichtungen

(kommunale und/oder verbandliche) Kinder- &
Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit, Jugendférderung*

Familieninstitutionen (Familienbildungsstatten, Hauser

der Familie, MGHs, Familienzentren, Lokale Biindnisse...

Jugendhilfeplanung*

Koordinierungsstelle Familienbildung im Netzwerk*

Kita-Sozialarbeit*

Koordinierungsstelle fuir das Sozialraumbudget nach
KiTaG*

B Kooperation Keine Kooperation
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W Netzwerkpartnerin bzw. -partner vor Ort nicht vorhanden
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Im Bereich der Beratungsstellen zeigt sich,
dass Vertreterinnen und Vertreter der
Suchtberatung sowie der Erziehungs- bzw.
Ehe-, Familien- und Lebensberatung in
samtlichen Netzwerken vertreten sind.
Auch die Schwangerenberatungsstellen

sind in fast allen Netzwerken (39) vertreten.

Kooperationsbeziehungen zur Schuldner-
beratung bestehen hingegen nur in gut der
Halfte der Jugendamtsbezirke (21). Die Be-
fragten zeigen sich im Bereich der Bera-
tungsstellen insbesondere mit den Koope-
rationen zu Kinderschutzdiensten (1,63)
und Schwangerenberatungen (1,72) sehr

zufrieden.

Abbildung 8: Welche Akteurinnen und Akteure gehdrten im Jahr 2021 dem Netzwerk an? Bereich Be-
ratungsstellen (absolute Zahlen, Mehrfachnennungen méglich, 2021, n=41). Mit * gekennzeichnete
Netzwerkpartnerinnen und -partner wurden 2021 erstmals erhoben. Zufriedenheit als Mittelwert von

1=sehr zufrieden bis 5=sehr unzufrieden.

Zufrieden-

heit

Suchtberatung 2,02

Edehungsberatung/Ehe., Familien i 188
Lebensberatung

Schwangerenberatung | EEEEEEC > 172

Kinderschutzdienste 9 1,63

Schulpsychologischer Dienst 13 2 2,23

Schuldnerberatung* 20 2,02

0 20 30 40

W Kooperation Keine Kooperation

Mit Blick auf ,sonstige Bereiche® sind die
Polizei (41) sowie Schulen (40) am haufigs-
ten vertreten. Selbstvertretungsstrukturen
— sowohl von Eltern (18) als auch jungen
Menschen selbst (15) — sind hingegen in
weniger als der Halfte der Jugendamtsbe-
zirke Teil des Netzwerks. Hier gilt es, die
Entwicklung in den kommenden Jahren zu
beobachten. So wurden Selbstvertretungs-

strukturen im Rahmen des im Juni 2021 in

Netzwerkpartnerin bzw. -partner vor Ort nicht vorhanden

Kraft getretenen Kinder- und Jugendstar-
kungsgesetz (KJSG) gesetzlich definiert
und gestarkt (§4a SGBVII). Gemal
§ 4a SGB VIl sollen Jugendamter auf eine
partnerschaftliche Zusammenarbeit mit
den Selbstvertretungen hinwirken (Abs. 2)
und selbstorganisierte Zusammenschlisse

anregen und férdern (Abs. 3).
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Abbildung 9: Welche Akteurinnen und Akteure gehorten im Jahr 2021 dem Netzwerk an? Sonstige
Bereiche (absolute Zahlen, Mehrfachnennungen méglich, 2021, n=41). Mit * gekennzeichnete Netz-
werkpartnerinnen und -partner wurden 2021 erstmals erhoben. Zufriedenheit als Mittelwert von 1=sehr
zufrieden bis 5=sehr unzufrieden.

Zufrieden-
heit
Polizei 2,17
schuien Y I .53
Soriatamt a1 249
Interventionsstellen im Kontext Gewalt 313 1,97
Jobcenter 6 2,46
Migrationseinrichtungen/-dienste 6 2,40
Einrichtungen und Dienste der Eingliederungshilfe* 6 2,66
e, oo S 2.0
Verfahrenspflegerinnen und -pfleger/-beistande 8 2,70
Familiengerichte 8 2,58
Agentur fiir Arbeit 10 2,39
Ordnungsbehérden 10 2,35
Ergénzungspflegerinnen und -pfleger 11 2,17
Staatsanwaltschaft 14 i 2,58
T nersingatngan ——
Selbstvertretung von Eltern* 22 i 2,67
Selbstvertretung junger Menschen* 19 7 2,60
Erstaufnahmeeinrichtungen fiir Gefliichtete* 00 ien 287
Kinderbeauftragte* [T G 183
0 10 20 30 40
B Kooperation Keine Kooperation m Netzwerkpartnerin bzw. -partner vor Ort nicht vorhanden
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Die lokalen Netzwerke bearbeiten eine
wachsende Anzahl an Themen und dif-

ferenzieren sich weiter aus.

Mit Blick auf die inhaltlichen Schwerpunkt-
setzungen in den Netzwerkkonferenzen
und sonstigen Arbeitszusammenhangen
geben 33 Netzwerke an, sich im Jahr 2021
mit den Zielen und Aufgaben fur die weitere
Netzwerkarbeit beschaftigt zu haben. Hie-
ran zeigt sich deutlich die Flexibilitat der
Netzwerke, die kontinuierlich an ihren The-
men arbeiten, Schwerpunkte verandern
und damit auf aktuelle Herausforderungen
und Probleme vor Ort reagieren. Gleichzei-
tig lassen sich auch Themen identifizieren,
die dauerhaft durch die Netzwerke bearbei-
tet werden — allen voran die Frihen Hilfen
(32 Netzwerke). 28 Netzwerke nahmen im
Jahr 2021 spezielle Zielgruppen in den
Blick, 26 beschaftigten sich mit der Vorstel-
lung regionaler Beratungs- und Unterstut-
zungsangebote. Auch die Arbeit an den
Schnittstellen der Netzwerkpartnerinnen
und -partner sind Dauerthemen. 2021
stand hier die Schnittstelle zwischen Ju-
gendamt und Gesundheitsamt im Fokus
(20 Netzwerke), wohingegen mit 16 Netz-
werken deutlich seltener an Schnittstellen
zwischen Jugendamt und weiteren Koope-
rationspartnerinnen und -partnern gearbei-
tet wurde, als noch im Vorjahr (26 Netz-
werke). Auch das Thema Datenschutz ist
im Jahr 2021 deutlich seltener Inhalt der
Netzwerkarbeit (5 Netzwerke) als noch im
Vorjahr (14 Netzwerke). Rund drei Jahre

nach in Kraft treten der Datenschutz-

Grundverordnung (DS-GVO) scheinen sich
hier die Verfahren und Ablaufe eingespielt

zu haben.

Darlber hinaus bearbeiteten 12 Netzwerke
weitere ,sonstige Themen. Wahrend im
Jahr 2020 hier eher technische und organi-
satorische Fragen rund um die Corona-
Pandemie im Fokus standen, beschaftigten
sich die Netzwerke im Jahr 2021 mit den
Folgen der COVID-19-Pandemie fir die
Zielgruppen und wie Resilienz gestarkt
werden kann. DarlUber hinaus wurden ver-
schiedene spezifische Themen genannt
wie z. B. Hate Speech in sozialen Medien
und Medienkonsum, Haushaltscoaching flir
junge Familien, Obdachlosigkeit bei Fami-
lien mit Kindern, Pravention sexualisierter
Gewalt an Kindern und Jugendlichen oder
der psychosozialen Begleitung von Fami-

lien infolge der Flutkatastrophe im Ahrtal.

Knapp 80 % der im Rahmen des Landes-
kinderschutzgesetzes zur Verfiigung
gestellten Fordermittel (§4 Abs. 2
LKindSchuG) werden zur Finanzierung
von Personalressourcen im Jugendamt

genutzt.

Im Jahr 2021 wurden die zur Verfliigung ge-
stellten Mittel von den Jugendamtern wei-
terhin hauptsachlich fir Personalmittel auf-
gewendet (79,6 % der Mittel), um damit die
fur die Etablierung und fortlaufende Weiter-
entwicklung von Netzwerkstrukturen erfor-

derliche personelle Ressource geschaffen.

In 37 der 41 Jugendamtern wurden Perso-
nalstellen im Jugendamt aus Mitteln des

finanziert.
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Dabei konnten 21,0 Vollzeitdquivalente —
insbesondere in der Netzwerkkoordination

(17,8) — finanziert werden.

Abbildung 10: Wofiir wurden die Gelder zur Umsetzung des LKindSchuG im Jahr 2021 eingesetzt?
(Angaben in % der gesamten eingesetzten Mittel, 40 Jugenddmter haben Angaben zu den Geldern

gemacht, Mehrfachnennungen méglich)

Qualifizierungsmalnahmen,

Fortbildung; 1,6

Mittel flr Personal bei

freien Tragern; 3,6 \ /—

Infrastrukturkosten

. _\
fir die
Netzwerkarbeit; 3,7
Forderung konkretel/
Projekte; 8,8

Knapp ein Viertel der Netzwerke hat Gber
die Mittel aus dem Landeskinderschutzge-
setz hinaus weitere Fordergelder anderer
Programme flr die Aktivitdten im Netzwerk
eingesetzt. Damit konnten wichtige Vernet-
zungs- und Synergieeffekte erzeugt wer-
den. Bei den eingesetzten weiteren Mitteln
handelte es sich am haufigsten um Mittel
aus der Bundesstiftung Fruhe Hilfen und
Familienbildung im Netzwerk (jeweils 5
Netzwerke). Drei Netzwerke haben Innova-

tionstitel genutzt, weitere zwei Netzwerke

Sonstiges; 2,7

Personalmittel im

/ Jugendamt; 79,6

ihre Aktivitaten im Netzwerk Uber zusatzli-
che Mittel des Landkreises mitfinanziert.
Neben der Aufstockung von personellen
Ressourcen im Jugendamt wurden die zu-
satzlichen Mittel vorrangig zur Forderung

konkreter Projekte eingesetzt.
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Die Mittel zum Schwerpunkt Kinder psy-
chisch und suchterkrankter Eltern fur
die Jahre 2020 und 2021 wurden tliber-
wiegend in den Auf- und Ausbau von
Angeboten und Projekten fiir die Ziel-

gruppe investiert.

Im Jahr 2020 erfolgte eine Schwerpunktset-
zung im praventiven Kinderschutz auf die
Gruppe der Kinder mit einem psychisch
und/oder suchterkrankten Elternteil. Zur
Unterstutzung dieser Kinder und zur Ver-
besserung ihrer Lebenssituation werden
seither jahrlich zusatzliche Fordergelder in
Hohe von 750.000 € durch das Land ge-
wabhrt. In diesem Zuge wurde auch das Mo-
nitoring zum Landeskinderschutz um Fra-
gen zur Verwendung dieser Mittel erwei-
tert." 38 Kommunen haben Angaben zu
den Uber das Landesamt flr Soziales, Ju-
gend und Versorgung (LSJV) erhaltenen
Landesmittel fir die Jahre 2020 und 2021
fur den Schwerpunkt "Kinder psychisch o-
der suchterkrankter Eltern" gemacht. Ins-
gesamt haben die Jugendamter fir die
Jahre 2020 und 2021 1.500.000 € erhalten.

Der GroRteil der Mittel'? fir den Schwer-
punkt Kinder psychisch und suchterkrank-
ter Eltern (78,2 %) wurde dabei flr den Auf-

" Die Fragen zum neuen Schwerpunkt wurden erstmal
2021 abgefragt. Die Fragen bezogen sich dann auf die er-
haltenen Mittel der Jahre 2020 und 2021.

2 Aufgrund der COVID-19-Pandemie kam es in vielen
Kommunen zu Verzdgerungen in der Arbeit (z. B. bei der
Installierung der Gruppenangebote). Daher konnten nicht
samtliche Mittel verausgabt werden. Zudem lieRen sich die

und Ausbau von niedrigschwelligen, fami-
lienunterstitzenden Angeboten und Pro-
jekten in den Kommunen aufgewendet.
Gut zwei Drittel dieser Gelder sind in die
Schaffung von Gruppenangeboten fir psy-
chisch- oder suchterkrankte Eltern und/o-
der ihre Kinder geflossen, knapp ein Viertel
der Mittel wurde flr die Konzepterarbei-
tung/-erstellung bzw. Bedarfserhebung und
Angebotsentwicklung verwendet. 7,5 %
flossen in Einzelangebote (beratende An-

gebote und Trainings).

In die Sensibilisierung von Fachkraften und
sonstigen Verantwortlichen firr die beson-
deren Belange von Kindern psychisch- o-
der suchterkrankter Eltern wurden knapp
10 % der Mittel investiert. Hierbei wurden
Fort- und Weiterbildungsmalinahmen (z. B.
Fachtage zum Thema im Netzwerk oder in-
stitutionentbergreifende Fortbildungsange-
bote zum Thema) finanziert. Jeweils etwa
6 % der Mittel wurden fur Offentlichkeitsar-
beit zum Thema psychische und Suchter-
krankungen mit dem Ziel der Information
und Enttabuisierung (z. B. Aktivitaten im
Rahmen von Aktionswochen zur seeli-

schen Gesundheit) und fur die strukturelle

Ausgaben der Férdermittel aus dem Schwerpunkt nicht
von den sonstigen Ausgaben flr die Netzwerkarbeit ab-
grenzen. Daher konnte hierzu ein Teil der Jugendamter
keine Angaben machen. Die Prozentwerte beziehen sich
demnach nicht auf die Gesamtsumme der erhaltenen Mit-
tel von 1.500.000 €.
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Qualifizierung des bestehenden Hilfesys-
tems durch Auf- oder Ausbau von Perso-

nalstellen verausgabt.

Uber die zusatzlichen Mittel fir den

Schwerpunkt Kinder psychisch- und sucht-

3. Ausblick

Die Ergebnisse aus dem Jahr 2021 verwei-
sen zusammenfassend darauf, dass die
Umsetzung beider Bausteine des Landes-
kinderschutzgesetzes — das Einladungs-
und Erinnerungswesen zu den Fruherken-
nungsuntersuchungen sowie der Auf- und
Ausbau lokaler Netzwerke — weitgehend er-
folgt ist und die Verfahren und Strukturen
fest etabliert sind. Die hohe Kontinuitat der
Ergebnisse im Zeitverlauf hinsichtlich der
Strukturen und Funktionen des Einladungs-
und Erinnerungswesens sowie auch hin-
sichtlich des Aufbaus der lokalen Netz-
werke Kinderschutz und Frihe Hilfen setzt

sich fort.

Nachdem die Netzwerke ihre Prozesse im
Jahr 2020 pandemiebedingt vielerorts kurz-
fristig umsteuern mussten, zeigt sich im
zweiten Corona-Jahr, dass sich die neuen
(digitalen) Arbeitsstrukturen als tragfahig
erweisen und die Arbeit fortgesetzt werden
konnte. So wurden im Jahr 2021 abgesagte
Netzwerkkonferenzen nachgeholt und
neue Hybride- oder Onlineformate erfolg-

reich durchgefuhrt.

Daruber hinaus ist es 2021 vielerorts gelun-
gen, Angebote im Themenfeld Kinder psy-

chisch und/oder suchterkrankter Eltern zu

erkrankter Eltern wurden in zwei Jugend-
amtern Personalstellen im Jugendamt ge-
schaffen, funf Jugendamter gaben an, aus
den Mitteln Personalstellen bei freien Tra-

gern finanziert zu haben.

schaffen, neue Kooperationen in diesem
Themenfeld aufzubauen und verschiedene
Aktionen im Bereich der Offentlichkeitsar-

beit durchzufiihren.

Mit Blick auf die Ausgestaltung der lokalen
Netzwerke Kinderschutz und Frihe Hilfen
erweist sich die Kooperation und Zusam-
menarbeit der Einrichtungen und Dienste in
der Jugend- und Gesundheitshilfe weiter-
hin als herausfordernd. Diese kontinuierlich
weiterzuentwickeln, so dass Familien mog-
lichst friihzeitig bedarfsgerecht unterstitzt
werden konnen, ist auch fir die Bearbei-
tung des Schwerpunktes Kinder psychisch
und suchterkrankter Eltern zentral und
bleibt damit eine zentrale Daueraufgabe

der Netzwerke.

Auch mit Blick auf das Einladungs- und er-
innerungswesen zeigen die aktuellen Be-
richtsergebnisse, dass die Friherken-
nungsuntersuchungen bzw. das Werben
fur eine Inanspruchnahme durch die Ge-
sundheitsamter oder Jugendamter weiter-
hin einen wichtigen Zugang zu Familien
schaffen, die bisher noch nicht mit Frilhen
Hilfen oder Beratungsstrukturen in Beruh-
rung gekommen sind, jedoch einen Hilfe- o-

der Unterstutzungsbedarf aufweisen.
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Die durch das Einladungs- und Erinne-
rungswesen erreichte hohe Teilnah-
mequote darf jedoch nicht dartiber hinweg-
tduschen, dass jedes Jahr neue Familien
mit dem Verfahren in Berihrung kommen
und daher jedes Jahr aufs Neue ein Aufkla-
rungs- und Informationsbedarf fur (neue)
Familien mit jungen Kindern entsteht. Um
die Teilnahmequote auch in Zukunft auf

dem hohen Niveau zu halten, ist daher die

FortfUhrung des Verfahrens sinnvoll. Zu-
dem kommt dem Verfahren auch und ins-
besondere vor dem Hintergrund der CO-
VID-19-Pandemie und der durch sie verur-
sachten anhaltenden psychischen und so-
zialen Aus- und Nebenwirkungen flr junge
Menschen und Familien eine besondere

Bedeutung zu.
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Angaben zu den Geldern gemacht, Mehrfachnennungen maéglich)................cccccccecununnnnnnnns 39

46



	Kinderschutz und Kindergesundheit
	Impressum 
	Inhalt
	Datenübersicht 2021
	1. Vorbemerkung 
	2. Zentrale Befunde aus dem Monitoring für das Be-richtsjahr 2021 
	2.1 Die Steigerung der Inanspruchnahme der pädiatrischen Früherkennungsuntersuchungen als zentrale Zielsetzung des Landeskinderschutzgesetzes (Daten der Gesundheitsämter) 
	2.2 Früherkennung von Risiken für das Kindeswohl und die Sicherstellung der erforderlichen Hilfen (Daten der Jugendämter) 
	2.3 Aufbau lokaler Netzwerke und Gewährleistung notwendiger niedrigschwelliger Angebote zur Förderung des Kindeswohls (Netzwerkbogen) 

	3. Ausblick 
	4. Literatur 
	5. Abbildungsverzeichnis 




